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Einleitung 

Der Kirchenaustritt ist für die römisch-katholische Kirche in der Schweiz eine 
Realität. Im Kanton Zürich, um nur ein Beispiel zu nennen, erklärten im Jahr 
2001 bei einer katholischen Wohnbevölkerung von 379'159 Personen 2243 
Mitglieder der katholischen Kirche ihren Austritt1. In den Jahren 1990 bis 2001 
lag die Zahl der Kirchenaustritte jeweils zwischen 1915 (im Jahr 1998) und 
3538 (im Jahr 1993). In Addition der Austrittszahlen 1990 bis 2001 ergibt dies 
die stattliche Zahl von 34‘435 Personen. Auch wenn es sich hier nicht um eine 
dramatische Entwicklung handelt, verdeutlichen diese Zahlen, dass das Prob-
lem ernst zu nehmen ist. 

Die religionssoziologische Forschung hat sich wiederholt mit dem Phänomen 
des Kirchenaustritts und der zunehmenden Konfessionslosigkeit beschäftigt. 
Sie verweist darauf, dass der gesellschaftliche Wandel seit den 50er Jahren 
des 20. Jahrhunderts zu einer Relativierung der auf Dauer angelegten Bin-
dungen und sozialen Einbettungen geführt hat2. Auch im kirchlichen Bereich 
besteht heute für den Einzelnen oft keine durch religiöse Sozialisation bewirk-
te fraglose und lebenslange Bindung an eine bestimmte Gemeinschaft. Viel-
mehr ist er im „Basar“ der weltanschaulichen Angebote vor die Wahl gestellt, 
ob und wie er religiös und kirchlich wählen will. Die Kirche wird dabei als ein 
Lebensbereich neben vielen anderen erfahren und konkurriert mit diesen um 
zeitliches, emotionelles und materielles Engagement. Auch wer einst als jun-
ger Mensch eine Kirchenmitgliedschaft bejaht hat, wird diese in bestimmten 
Lebenssituationen in Frage stellen und die Kirche, so wie sich ihm realiter prä-
sentiert, an seinen Ansprüchen und Bedürfnissen messen. Die Forschung hat 
aufgezeigt, dass bei den meisten Menschen dem Kirchenaustritt ein langer 
Prozess der Entfremdung von Kirche und Glaube vorausgegangen ist3. Dies 
auch dann, wenn der Austritt im Einzelfall etwa mit Ärger über konkrete Äus-
serungen der Kirche oder mit der Kirchensteuer begründet wird. Letztere wird 
erst dann als Belastung empfunden, wenn ihr kein subjektiv nachvollziehbarer 
Sinn der Mitgliedschaft gegenübersteht4. Hier hat sich die Kirche zu fragen, 
was sie ihrerseits zur Entfremdung zwischen sich und ihren Mitgliedern beige-
tragen hat. 

Die Verantwortlichen in den diözesanen und staatskirchenrechtlichen Organi-
sationen der römisch-katholischen Kirche haben in den letzten Jahren ver-
schiedenenorts Musterbriefe und Handreichungen zur Frage des Kirchenaus-
tritts erarbeitet5. Diese richten sich je nachdem direkt an die ausgetretenen 

                                         
1  Jahresbericht 2001 der katholischen Kirche im Kanton Zürich, S. 56. 
2  DUBACH, S. 11; KRÜGGELER/VOLL, S. 43. 
3  SCHMÄLZLE, S. 177. 
4  KÖCHER, Sp. 1511 mit Verweis auf die vom Allensbacher Institut für Demoskopie 

durchgeführten Befragungen zu den Motiven für einen Kirchenaustritt. 
5  Beispielsweise: Römisch-Katholische Zentralkommission des Kantons Zürich 
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Kirchenmitglieder oder dann an die Seelsorger und die Kirchgemeinde- bzw. 
Pfarreiräte. Es wird jeweils dargelegt, welche rechtlichen Konsequenzen die 
Austrittserklärung im „dualen“ staatskirchenrechtlichen System der römisch-
katholischen Kirche hat und welche pastoralen Folgen mit ihr verbunden sind. 

Die vorliegende, im Auftrag der Römisch-katholischen Zentralkonferenz ver-
fasste Studie geht von wissenschaftlicher Warte aus den staatsrechtlichen 
und den kirchenrechtlichen Konsequenzen der Erklärung des Kirchenaustritts 
nach. Sie will diese Konsequenzen, so wie sie von der staatsrechtlichen 
Rechtsprechung und Lehre und von der Kanonistik entwickelt wurden, im Ein-
zelnen aufzeigen, offene Fragen ansprechen und, wo möglich, einer Lösung 
zuführen. Zuhanden der diözesanen und staatskirchenrechtlichen Organe 
möchte die Studie Hintergrundwissen vermitteln, welches möglicherweise da-
zu dienen könnte, in den Handreichungen die kirchenrechtlichen Konsequen-
zen des Austritts eingehender darzulegen. Wie sich in der Studie zeigen wird, 
ergeben sich aus dem kanonischen Recht mancherorts Handlungsanweisun-
gen für den pastoralen Umgang der Seelsorger mit aus der Kirche ausgetrete-
nen Personen. 

Das Kapitel 1.1 zur theologischen Grundlegung der Taufe wurde von meiner 
Frau, Dr. theol. Elke Pahud de Mortanges, Privatdozentin für Dogmatik und 
Dogmengeschichte an der Fakultät für katholische Theologie der Universität 
Freiburg i. Br. verfasst. Der staatskirchenrechtliche Teil der Studie wurde auf 
diejenigen Kantone fokussiert, welche das typisch (deutsch-)schweizerische 
System der dualen staatskirchenrechtlichen und kanonischen Strukturen ken-
nen, da durch die Verdoppelung der Strukturen die Austrittsfrage als beson-
ders komplex erscheinen mag. 

Eiligen Lesern sei (zunächst) die Lektüre der Zusammenfassung am Schluss 
der Studie empfohlen. 

____________________  

 
(Hrsg.), Umgang mit Kirchenaustritten. Handreichung für Kirchenpflegen und 
Seelsorgerinnen und Seelsorger im Kanton Zürich (2002); Römisch-katholische 
Landeskirche des Kantons Aargau (Hrsg.), Rundschreiben zu Fragen betreffend 
Mitgliedschaft in Pfarrei und Kirchgemeinde und Austritt aus der Kirche (1998); 
Pastoralamt des Bistums Basel (Hrsg.), Pastorale und kirchenrechtliche Überle-
gungen zu den Kirchenaustritten (1981/2001); Seelsorge bei Kirchenaustritt, 
Richtlinien des Bischofs von St. Gallen (1992/1994); Musterbrief des Bischofs 
des Bistums Lausanne, Genf, Freiburg bei Kirchenaustritten im Kanton Freiburg 
(Entwurf, erhalten von Dr. Nicolas Betticher, Kanzler des Bistums). 
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1 Die Mitgliedschaft in der römisch-katholischen 
Kirche 

Um zu verdeutlichen, welche Konsequenzen die Erklärung des Austritts hat, ist 
zunächst zu klären, wie man Mitglied der römisch-katholischen Kirche wird und 
was dies bedeutet. Die Erörterung hat daher anzusetzen beim Sakrament der 
Taufe, da man durch die Taufe in die Kirche Christi eingegliedert wird (c. 96 
CIC). 

1.1 Zur theologischen Grundlegung der Taufe 

Die im Namen des dreieinigen Gottes gefeierte Taufe wird systematisch-
theologisch als das grundlegende der Initiations-Sakramente verstanden. Initiati-
on im theologischen Sinn meint hier den grundlegenden und herausragenden 
Akt im gläubig-kirchlichen Eingliederungs- und Sozialisationsprozess. In der Tau-
fe erfolgt (1.1.1) die Eingliederung in Christus und zugleich (1.1.2) die Eingliede-
rung in die Kirche6. Dieser Doppelcharakter der Taufe hat (1.1.3) theologische 
Konsequenzen. 

1.1.1 Die Taufe ist Eingliederung in Christus 

Die Taufe „auf den Namen Jesu Christi“ ist heilsvermittelnde Wirklichkeit. Sie ist 
Teilhabe an Tod und Auferstehung Jesu Christi. Durch sie wird der Mensch wie-
dergeboren zu neuem Leben. Das Sakrament der Taufe schafft unaufhebbar 
und darum auch unwiederholbar eine neue Existenzgrundlage, die durch die 
Verbundenheit mit Christus und die Gabe des Geistes ausgezeichnet ist7. Diese 
christologische Versiegelung und Prägung ist unverlierbar. Sie meint die blei-
bende Bereitschaft Gottes, sich gerade von diesem Menschen finden zu lassen 
und sich dem Glaubenden in Gnaden zu schenken. Diese Bereitschaft und gna-
denhafte Zuwendung Gottes bleibt auch dann bestehen, wenn der Mensch den 
Glauben verliert oder preisgibt: Der Mensch bleibt unwiderruflich (character inde-
lebilis) ein Getaufter8. Die in der Taufe erfolgte objektive Zusage des Heiles von 
Seiten Gottes verlangt auf Seite des Menschen nach immer wieder neu zu voll-
ziehender und realisierender, subjektiver Annahme des Heiles. Deshalb ist die 
Taufe trotz ihrer Einmaligkeit und Unwiderruflichkeit nicht etwas Abgeschlosse-
nes oder gar ein fester Besitz: Sie ist vielmehr der Beginn eines Weges und 

                                         
6  SCHNEIDER, S. 93. 
7  FABER, Sp. 1287 f. 
8  SCHNEIDER, S. 94; HOPING, Kirchenzugehörigkeit, S. 102. 
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„bleibende Verpflichtung zu einem Lebensvollzug in der Communio der Gläubi-
gen“9. 

1.1.2 Die Taufe ist Eingliederung in die Kirche 

Die Taufe ist nicht nur Eingliederung in Christus, sondern zugleich und ineins 
damit Eingliederung in die Kirche. Diese Eingliederung in die Kirche ist nicht 
etwas Sekundäres oder Akzidentielles, sondern eine zentrale Dimension des 
Heiles selber10. 

„Gott hat es gefallen, die Menschen nicht einzeln, unabhängig von aller wech-
selseitigen Verbindung zu heiligen und zu retten, sondern sie zu einem Volke 
zu machen, das ihn in Wahrheit anerkennen und ihm in Heiligkeit dienen soll. 
So hat er sich das Volk Israel zum Eigentum erwählt und hat mit ihm einen 
Bund geschlossen und hat es Stufe um Stufe unterwiesen (…). Dies alles aber 
wurde zur Vorbereitung und zum Vorausbild jenes vollkommenen und neuen 
Bundes, der in Christus geschlossen (…) werden sollte (…). Gott hat die Ver-
sammlung derer, die zu Christus als dem Urheber des Heils und dem Ur-
sprung der Einheit und des Friedens glaubend aufschauen, als seine Kirche 
zusammengerufen und gestiftet, damit sie allen und jedem das sichtbare Sak-
rament dieser heilbringenden Einheit sei“11. 

Die Gemeinschaft der Glaubenden ist somit sichtbares Sakrament der heil-
bringenden Einheit für alle. In und durch die Taufe wird der Mensch hineinge-
nommen in die sichtbare Gemeinschaft der von Gott Angenommenen, die sich 
in Christus gegenseitig annehmen12. In der seinsmässigen Verbindung mit 
Christus geschieht zugleich die Eingliederung in den einen, unteilbaren ekkle-
sialen Leib Christi13. 

„Der eine Christus ist Mittler und Weg zum Heil, der in seinem Leib, der Kir-
che, uns gegenwärtig wird; indem er aber selbst mit ausdrücklichen Worten 
die Notwendigkeit des Glaubens und der Taufe betont hat (Mk 16,16; Jo 3,5), 
hat er zugleich die Notwendigkeit der Kirche, in die die Menschen durch die 
Taufe wie durch eine Türe eintreten, bekräftigt“14. 

Wenn die Taufe Eingliederung in den einen, unteilbaren ekklesialen Leib 
Christi ist, dann stellt sich die Frage, wo denn der Leib und damit die Kirche 
Christi zu finden ist. Gemäss dem Selbstverständnis der römisch-katholischen 
Kirche fällt die Kirche Christi zwar nicht einfach mit der römisch-katholischen 

                                         
9  SCHNEIDER, S. 94. 
10  KOCH, S. 487. 
11  Lumen Gentium, Art. 9, in: LThK, 2. Aufl., S. 177. 
12  KOCH, S. 488. 
13  FABER, Sp. 1288 f. 
14  Lumen Gentium, Art. 14, 1, in: LThK, 2. Aufl., S. 199. 
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Kirche zusammen (wie das noch 1943 die Enzyklika „Mystici corporis“15 bekräf-
tigt hatte). Wohl aber versteht sich die römisch-katholische Kirche als die kon-
krete Existenz- und Erscheinungsform der Kirche Christi16. Das Zweite Vatika-
nische Konzil brachte das in der Formulierung zum Ausdruck, dass die einzige 
Kirche Christi „verwirklicht ist [„subsistit in“] in der katholischen Kirche, die vom 
Nachfolger Petri und von den Bischöfen in Gemeinschaft mit ihm geleitet 
wird“17. 

Im Anschluss an die Erklärung der römischen Glaubenskongregation „Domi-
nus Jesus“ über die Einzigartigkeit und die Heilsuniversalität Jesu Christi und 
der Kirche aus dem Jahre 2000 ist eine Diskussion darüber entbrannt, ob das 
Zweite Vatikanische Konzil mit seiner Aussage, dass die Kirche Christi in der 
katholischen Kirche „subsistiert“ aussagen wollte, dass es auch weitere Sub-
sistenzen der Kirche Christi gebe oder aber ob es, wie die Instruktion anführt, 
sagen wollte, dass es nur eine einzige wahre Subsistenz der wahren Kirche 
gebe, nämlich die römisch-katholische Kirche18. 

Wenn mit dem Konzil daran festzuhalten ist, dass die Kirche Christi nicht mit 
der katholischen Kirche zusammenfällt, diese aber deren authentischer Träger 
ist, so ist es in der Folge notwendig, zwischen der Eingliederung in die Kirche 
Christi und der Eingliederung in die römisch-katholische Kirche zu unterschei-
den. Dies auch bezüglich der durch die Taufe zugrunde gelegten Zugehörig-
keit19. Alle Getauften – gleich welcher christlichen Denomination und Konfessi-
on – sind durch ein sakramentales Band der Einheit miteinander verbunden20. 
Aber nicht alle Getauften gehören der römisch-katholischen Kirche (in gleicher 
Weise) an. 

Kirchengliedschaft ist demnach eine abgestufte Wirklichkeit, die auch Nicht-
Katholiken zugesprochen werden kann. Die unterschiedlichen Weisen der Kir-
chengliedschaft sind aber, so ist mit Karl Rahner aus systematisch-
theologischer Sicht zu betonen, nicht eindeutig und allein nach rechtlichen Kri-
terien festschreibbar, weil sich das Leben der Gnade einer solchen Fest-

                                         
15  Enzyklika „Mystici corporis“ vom 29.06.1943, in: DENZIGER/HÜNERMANN, S. 3800-

3822. 
16  HOPING, Unklare Verwandtschaftsverhältnisse, S. 216. 
17  Lumen Gentium Art. 8, in: LThK, 2. Aufl., S. 173. 
18  Vgl. zu dieser Diskussion Michael J. RAINER (Hrsg.), Dominus Jesus. Anstössige 

Wahrheit oder anstössige Kirche?, Dokumente, Hintergründe, Standpunkte und 
Folgerungen, Münster 2001. 

19  AHLERS, Art. Taufe, Sp. 1291. 
20  BROSSEDER, S. 124. In der Konvergenzerklärung der Kommission für Glauben 

und Kirchenverfassung des Ökumenischen Rates der Kirchen heisst es im soge-
nannten Lima-Text von 1982: „Vollzogen im Gehorsam gegenüber unserem 
Herrn, ist die Taufe ein Zeichen und Siegel unserer gemeinsamen Jüngerschaft. 
Durch ihre eigene Taufe werden Christen in die Gemeinschaft mit Christus, mit-
einander und mit der Kirche aller Zeiten und Orte geführt. Unsere gemeinsame 
Taufe, die uns mit Christus im Glauben vereint, ist so ein grundlegendes Band 
der Einheit (Eph 4,3-6).“ Zitiert nach BROSSEDER, S. 124-125. 
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schreibung entzieht21. Dass auch andere Kirchen und kirchliche Gemeinschaf-
ten neben der katholischen Kirche kirchengliedschaftsbegründend sind, hat 
das Zweite Vatikanische Konzil in seiner Kirchenkonstitution hervorgehoben. 
Das Konzil erkennt verschiedene Stufen und Schichten der Kirchenglied-
schaft22. „Jene werden der Gemeinschaft der Kirche voll eingegliedert, die, im 
Besitze des Geistes Christi, ihre ganze Ordnung und alle in ihr eingerichteten 
Heilmittel annehmen und in ihren sichtbaren Verband mit Christus, der sie 
durch den Papst und die Bischöfe leitet, verbunden sind, und dies durch die 
Bande des Glaubensbekenntnisses, der Sakramente und der kirchlichen Lei-
tung und Gemeinschaft“23. 

Allerdings ist nach römisch-katholischem Selbstverständnis festzuhalten, 
dass, insofern das Heil christologisch vermittelt ist, die Taufe als Eingliederung 
in Christus und in die römisch-katholische Kirche „heilsnotwendig“ ist. Dies 
sagt das Zweite Vatikanische Konzil wie folgt: „Darum könnten jene Menschen 
nicht gerettet werden, die um die katholische Kirche und ihre von Gott durch 
Christus gestiftete Heilsnotwendigkeit wissen, in sie aber nicht eintreten oder 
in ihr nicht ausharren wollten“24. 
Wichtig ist auch Folgendes: Wenn auch alle Getauften durch ein sakramenta-
les Band der Einheit miteinander verbunden sind und dem einen ungeteilten 
ekklesialen Leib Christi zugehören, so muss in Rechnung gestellt werden, 
dass die Taufe nie gleichsam abstrakt oder freischwebend gespendet wird, 
sondern immer in einer ganz konkreten christlichen Denomination. 

1.1.3 Folgerungen 

Die in der Taufe erfolgte objektive Zusage des Heiles durch Gott bedarf, so 
war oben festzuhalten, der subjektiven Annahme des Menschen. Diese sub-
jektive Annahme realisiert sich zum einen in der personalen Übergabe an Gott 
und zum anderen im Sich-Aneignen der und im Sich-Einschreiben in die ek-
klesiale Gestalt des Glaubens. Fehlt diese positive Aneignung der gnadenhaf-
ten Zuwendung Gottes, dann ist das Sakrament der Taufe „unfruchtbar“. Die 
christologische Versiegelung und Prägung - und damit auch das Heilsverspre-
chen Gottes - sind jedoch unverlierbar. Selbst dann, wenn ein Schritt weiter-
gegangen wird und die Zugehörigkeit zur Kirche durch Unglauben und Spal-
tung aufgehoben wird, wird dadurch die Taufe als christologische Versiege-
lung nicht rückgängig gemacht oder aufgehoben. Der Mensch bleibt, so betont 
Karl Rahner, ein der Kirche Verpflichteter und er behält die dauernde Hinge-
ordnetheit auf die Gemeinde des Herrn. „Dieses bleibende Siegel ist darum 
auch die dauernde Grundlage für das Anrecht auf die Teilnahme an dem heili-

                                         
21  RAHNER, Kirchengliedschaft, Sp. 223-226. 
22  KRÄMER, S. 203. 
23  Lumen Gentium, Art. 14.1, in: LThK, 2. Aufl., S. 199. 
24  EBD., S. 201. 
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gen Geist der Kirche, an Gnade und Rechtfertigung, die dem Menschen in der 
Taufe geschenkt werden.“25 Im Umkehrschluss könnte man deshalb auch sa-
gen: So wie der Getaufte ein Anrecht auf die Teilhabe am heiligen Geist der 
Kirche und ihrem Gnadenschatz hat, so hat auch die Kirche sich für den ein-
mal Getauften offen zu halten. Ob und wie das kirchenrechtlich bei der Erklä-
rung des Kirchenaustritts umgesetzt wird, ist nachstehend (unten Kap. 2.2) zu 
prüfen. 

1.2 Die Mitgliedschaft nach kanonischem Recht 

Wie wird die Zugehörigkeit zur Kirche kirchenrechtlich konkretisiert? Dazu ist 
das geltende Gesetzbuch der römisch-katholischen Kirche, der Codex Iuris 
Canonici von 1983 (CIC), zu konsultieren. 

C. 96 CIC bestimmt: „Durch die Taufe wird der Mensch in die Kirche Christi 
eingegliedert und wird in ihr zur Person mit Pflichten und Rechten, die den 
Christen unter Beachtung ihrer jeweiligen Stellung eigen sind, soweit sie sich 
in der kirchlichen Gemeinschaft befinden und wenn nicht eine rechtmässige 
Strafe entgegensteht“. 

Diese Norm verdeutlicht dreierlei: 

a. die Christen sind Träger von Rechten und Pflichten, 

b. ihre Rechtsstellung ist unterschiedlich je nach dem, ob sie sich in voller 
Gemeinschaft mit der römisch-katholischen Kirche befinden oder nicht, 

c. die Rechtsstellung der Katholiken kann durch eine kirchenrechtliche Strafe 
gemindert sein. 

Das ist näher zu erläutern. 

Zu b: Gemäss c. 205 CIC stehen jene Getauften voll in der Gemeinschaft der 
katholischen Kirche, die in ihrem sichtbaren Verband mit Christus verbunden 
sind, und zwar durch die Bande des Glaubensbekenntnisses, der Sakramente 
und der kirchlichen Leitung. Das kanonische Recht greift hier die von Robert 
Bellarmin begründete Lehre vom dreifachen Band (vinculum symbolicum, li-
turgicum, hierarchicum) auf. Wer aufgrund seiner christlichen Konfession (et-
wa als evangelischer Christ) nicht durch dieses dreifache Band gebunden ist, 
steht nicht in der vollen Gemeinschaft. Dies hat zur Folge, dass seine Rechts-
stellung im kanonischen Recht deutlich gemindert ist, ja eigentlich nur theore-
tischer Natur ist. Die gemäss kanonischen Rechts den Gläubigen zuerkannten 
Pflichten und Rechte finden auf ihn nur in Sonderfällen Anwendung26. 

                                         
25  RAHNER, Sakramente, S. 32 f. 
26  Gemäss c. 11 CIC werden Nichtkatholiken durch die rein kirchlichen Gesetze 

grundsätzlich nicht verpflichtet. Die nachstehend erwähnte Liste mit Rechten und 
Pflichten ist auf sie daher nicht anwendbar. Ausnahmsweise kann kanonisches 
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Eine geminderte Rechtsstellung haben aber auch jene Katholiken, die öffent-
lich den katholischen Glauben aufgegeben haben. Das wird (unten Kap. 2.2) 
näher auszuführen sein. 

Zu a: Im Vorfeld des Erlasses des CIC war geplant, eine Art Grundgesetz der 
katholischen Kirche (Lex Ecclesiae fundamentalis) zu erlassen27. Das hat sich 
nicht verwirklicht. Jedoch wurde der als Bestandteil dieses Grundgesetzes 
vorgesehene Katalog von Pflichten und Rechte der Gläubigen in das II. Buch 
des CIC inkorporiert. Teil I des II. Buches des CIC unterscheidet die Pflichten 
und Rechte aller Gläubigen (cc. 208-223 CIC) von den Pflichten und Rechten 
der Laien (cc. 224-231 CIC) und den Pflichten und Rechten der Kleriker 
(cc. 273-289 CIC). Bei den für alle Gläubigen geltenden Pflichten und Rechte 
seien hier beispielsweise28 erwähnt: 

• die Pflicht zur Wahrung der Gemeinschaft mit der Kirche (c. 209 CIC), 

• die Pflicht zur Führung eines heiligen Lebens und zur Förderung des 
Wachstums der Kirche (c. 210 CIC), 

• die Pflicht und das Recht zur Verkündigung der göttlichen Heilsbotschaft 
(c. 211 CIC), 

• die Pflicht zum christlichen Gehorsam gegenüber dem, was die geistlichen 
Hirten in Stellvertretung Christi als Lehrer des Glaubens erklären oder als 
Leiter der Kirche bestimmen (c. 212 § 1 CIC), 

• die Pflicht zur Leistung eines materiellen Beitrages für die Erfordernisse der 
Kirche (c. 222 § 1 CIC), 

• das Recht auf freie Meinungsäusserung (c. 212 §§ 2 und 3 CIC), 

• das Recht auf das Hören des Wortes Gottes und auf Empfang der Sakra-
mente (c. 213 CIC), also das Recht auf geistlichen Beistand, 

• das Recht auf Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit (c. 215 CIC), 

• das Recht auf Forschungs- und Veröffentlichungsfreiheit innerhalb der 
theologischen Forschung, dies unter Wahrung des schuldigen Gehorsams 
gegenüber dem Lehramt der Kirche (c. 218 CIC), 

____________________  

 
Recht aber auch für Nichtkatholiken von Bedeutung sein: So kann der katholi-
sche Spender der Sakramente der Busse, der Eucharistie und der Krankensal-
bung diese in einer pastoralen Notlage auch einem nichtkatholischen Christen 
spenden (c. 844 § 4 CIC). Ferner hat der nichtkatholische Partner einer „Misch-
ehe“ zur Kenntnis zu nehmen, dass der katholische Partner „nach Kräften alles 
tun muss, dass alle seine Kinder in der katholischen Kirche getauft und erzogen 
werden“ (c. 1125 CIC). 

27  Vgl. AYMANS, Kanonisches Recht, Bd. 2, S. 49 f. 
28  Siehe für eine nähere Erörterung: AHLERS, S. 223 ff.; AYMANS, Kanonisches 

Recht, Bd. 2, S. 94 ff.; LÜDICKE, Münsterischer Kommentar, Einführung vor 
c. 208. 
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• das Recht auf katholische Erziehung (cc. 217 und 226 § 2 CIC), 

• das Recht auf Persönlichkeitsschutz (c. 220 CIC) und auf Rechtsschutz 
(c. 221 CIC). 

Auf die Pflicht zur materiellen Unterstützung wird (unten bei Kap. 3.2) noch 
zurückzukommen sein. An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass nicht alle 
Pflichten der Gläubigen seitens der Kirchenleitung in gleicher Weise durch-
setzbar sind. Für einige bestehen kirchenrechtliche Strafdrohungen in den 
cc. 1364ss. CIC, für andere nicht. Umgekehrt sind auch nicht alle Rechte in 
gleicher Weise gegenüber der Kirchenleitung einforderbar. Wichtig aber ist: 
Die Mitgliedschaft in der katholischen Kirche ist nicht ein deklaratorisches Ge-
bilde ohne Inhalt, sondern hat für Katholiken einen diese Mitgliedschaft kon-
kretisierenden Katalog von Rechten und Pflichten zur Folge, gleich wie sie als 
Bürger des Staates von diesem gewisse Leistungen erwarten dürfen, dafür 
aber ihrerseits auch verschiedene Leistungen erbringen müssen. Wer den 
Austritt aus der Kirche erklärt, verliert einen Teil der erwähnten Rechte. 
Zu c: Wer mit einer kirchlichen Strafe belegt wird, verliert in einem je nach 
Sanktion unterschiedlichen Ausmass seine kirchlichen Rechte (nicht aber sei-
ne Pflichten). So hat der nach c. 1331 CIC Exkommunizierte keinen Zugang 
mehr zum kirchlichen Gnadenhandeln und kann nur mehr sehr marginal am 
kirchlichen Leben teilnehmen (siehe näher unten Kap. 2.2.3). Immerhin: Auch 
wenn seine Rechtsstellung auf einen minimalen Rest schrumpft, bleibt der Ex-
kommunizierte Mitglied der katholischen Kirche. Eine definitive Aufkündigung 
der Mitgliedschaft durch die Kirchenleitung kennt das katholische Kirchenrecht 
nicht. 

1.3 Die Mitgliedschaft nach staatlichem Recht 

Wie oben stehend ausgeführt ist die Zugehörigkeit zur römisch-katholischen 
Kirche zunächst eine theologische und kirchenrechtliche Frage. In einem 
staatsrechtlichen System strikter Trennung von Kirche und Staat bleibt es da-
bei. 

Anders ist es in vielen Kantonen namentlich der Deutschschweiz, wo die rö-
misch-katholische Kirche einen öffentlich-rechtlichen Status hat. Dieser Status 
drückt zunächst die öffentliche Bedeutsamkeit der katholischen Kirche aus 
und hat darüber hinaus eine Reihe von Wirkungen und Konsequenzen zur 
Folge29. Sehr stark verallgemeinernd30 sind etwa zu erwähnen: 

                                         
29  Dazu eingehend RUTZ, S. 29 ff. 
30  Zu diesen Regeln gibt es zahlreiche Ausnahmen. Korrekterweise ist daher für 

jeden Kanton zu differenzieren: 
Welche Teile der katholischen Kirche werden öffentlich-rechtlich anerkannt: Die 
staatskirchenrechtliche (kantonale Körperschaft und Kirchgemeinde) oder auch 
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• die Verleihung staatlicher Hoheit zum Einzug von Kirchensteuern von na-
türlichen und in manchen Kantonen auch von juristischen Personen. Zur 
Durchsetzung der Steuerforderung wird der Kirche staatlicher Verwaltungs-
zwang zur Verfügung gestellt, 

• die Steuerbefreiung, 

• die finanzielle Unterstützung von kirchlichen Tätigkeiten und Diensten, wel-
che nicht nur den eigenen Kirchenmitgliedern zukommen,  

• die Gewährung des Rechtes, in kantonalen und kommunalen Anstalten wie 
Spitälern, Schulen und Gefängnissen Seelsorge zu leisten, 

• das Recht, im schulischen Religionsunterricht mitzuwirken und/oder für den 
eigenen, konfessionellen Unterricht die schulische Infrastruktur zu nutzen, 

• das Recht auf Meldung des Zuzugs eines Katholiken durch die Einwohner-
gemeinde. 

Die öffentlich-rechtliche Anerkennung durch den Staat dient dazu, die Tätigkeit 
der Kirche durch Verleihung der Steuerhoheit und durch administrative und fi-
nanzielle Hilfen zu erleichtern. Zur konkreten Umsetzung dieser Hilfen wurden in 
vielen Kantonen namentlich der Deutschschweiz mit Zustimmung der Bistumslei-
tung31 und des Kirchenvolkes öffentlich-rechtliche Körperschaften gebildet, wel-
che die im Kantonsgebiet lebenden Katholikinnen und Katholiken umfassen32. 
Ihre Organe (kantonale Körperschaft bzw. Landeskirche und Kirchgemeinden) 
treten neben die kanonischen Organe (Diözese und Pfarrei) und arbeiten ihnen 
zu. Die Kirchgemeinde zieht beispielsweise die Kirchensteuern der Katholiken 
vor Ort ein und finanziert damit die Tätigkeit der Pfarrei; die Körperschaft sorgt 
für den Finanzausgleich und die Finanzierung der diözesanen Arbeitsbereiche. 

Damit die staatskirchenrechtliche Kirchengemeinde weiss, von wem sie Kirchen-
steuern einziehen darf und muss, wird die Zugehörigkeit in ihr bzw. in der kanto-
nalkirchlichen Körperschaft durch das staatliche Recht umschrieben. Dabei ver-
weisen die staatlichen Regeln freilich nebst anderen Kriterien stets auf die inner-
kirchliche Regelung der Zugehörigkeit. 

____________________  

 
die diözesanen (Bistum und Pfarrei)? 
- Hat die Anerkennung die Steuerhoheit zur Folge oder nicht? 
- Setzt die finanzielle Unterstützung durch den Staat die vorgängige Anerken-

nung voraus oder nicht? 
- Welche Auflagen in Hinblick auf die (demokratische) Organisation und die 

Transparenz der Mittelverwendung sind mit der Anerkennung verbunden? 
- Inwiefern und in welchen Bereichen kommt öffentliches Recht zur Anwen-

dung? 
 Siehe im Einzelnen KRAUS, S. 150 ff.; FREY, S. 27 ff. 
31  Siehe etwa für den Kanton Zürich: THEOBALDI, S. 266 und passim. 
32  Im Einzelnen vgl. KRAUS, S. 154 ff. 
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Das ist an einigen Beispielen zu verdeutlichen: 

• Das Luzerner Gesetz über die Kirchenverfassung33 sagt in § 1 Abs. 2: „Die im 
Kanton wohnhaften Angehörigen der Konfession bilden aufgrund der Kirchen-
verfassung eine Landeskirche“. Und die Verfassung der Römisch-katholischen 
Landeskirche des Kantons Luzern34 bestimmt in § 12: „Wer nach kirchlicher 
Ordnung der römisch-katholischen Kirche angehört, gilt für Landeskirche und 
Kirchgemeinde als Katholikin oder Katholik, solange sie oder er dem zuständi-
gen Kirchenrat am gesetzlich geregelten Wohnsitz nicht schriftlich erklärt hat, 
der römisch-katholischen Konfession nicht mehr anzugehören“35. 

• Gemäss Art. 38 der Verfassung des Kantons Nidwalden36 sind die Kan-
tonseinwohner Glieder einer öffentlich-rechtlich anerkannten Kirche, sofern 
sie deren Konfession angehören. Die Verfassung der Römisch-
Katholischen Landeskirche des Kantons Nidwalden37 wiederholt in Art. 9: 
„Glied der Landeskirche ist jeder römisch-katholische Kantonseinwohner, 
solange er nicht durch schriftliche Erklärung an den Präsidenten der Kirch-
gemeinde aus der römisch-katholischen Kirche ausgetreten ist“. 

• Das Organisationsstatut der Römisch-katholischen Kantonalkirche 
Schwyz38 sagt in § 2: „Jede Person, die ihren Wohnsitz im Kanton hat, nach 
Kirchenrecht der römisch-katholischen Kirche angehört und nicht ausdrück-
lich ihren Austritt oder ihre Nichtzugehörigkeit schriftlich erklärt hat, ist Mit-
glied der Kantonalkirche und der Kirchgemeinde ihres Wohnsitzes". 

• Gemäss Art. 4 des Statutes der katholischen kirchlichen Körperschaften 
des Kantons Freiburg39 ist jede Person, die ihren Wohnsitz im Kanton hat 
und nach Kirchenrecht der römisch-katholischen Kirche angehört, Mitglied 
der Pfarrei ihres Wohnsitzes und der kantonalen Körperschaft. Die Zugehö-
rigkeit zu den kirchlichen Körperschaften endet gemäss Art. 8 mit dem Aus-
tritt aus der römisch-katholischen Kirche40. Wer aus der Kirche austreten 
will, hat dies mit einer schriftlichen Erklärung zu bezeugen, die dem Pfarrei-
rat entweder von der kirchlichen Behörde, die sie erhalten hat, oder direkt 
vom Erklärenden mitgeteilt wird (Art. 9 Abs. 1). 

                                         
33  Vom 21.12.1964, zitiert nach FREY, S. 205 f. 
34  In der Ausgabe vom 1.01.2002. 
35  Siehe auch § 13: Mitglied der Kirchgemeinde ist jede Katholikin und jeder Katho-

lik, die oder der in ihrem Gemeindegebiet den gesetzlich geregelten Wohnsitz 
hat. Wer einer Kirchgemeinde angehört, ist zugleich Mitglied der Landeskirche. 

36  Vom 10.10.1965, zitiert nach FREY, S. 228 f. 
37  Vom 26.10.1975. 
38  Vom 8.04.1998, zitiert nach FREY, S. 268 f. 
39  Vom 14.12.1996. 
40  Eine Fussnote zum Marginale dieser Bestimmung („Austritt“) lautet: „Diese Be-

stimmungen präjudizieren weder die kirchenrechtliche Tragweite, welche die 
kirchliche Behörde generell oder in jedem Einzelfall der Austrittserklärung und 
deren Widerruf beimisst, noch die seelsorgerlichen Konsequenzen, die sie daran 
knüpft“. 
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• Dem katholischen Konfessionsteil des Kantons St. Gallen gehören gemäss 
Art. 6 ihrer Verfassung41 die Katholiken römisch-katholischen Bekenntnis-
ses an, die in einer st. gallischen Kirchgemeinde wohnen. Die Zugehörig-
keit erlischt, wenn dem Kirchenverwaltungsrat schriftlich und mit beglaubig-
ter Unterschrift der Austritt aus der römisch-katholischen Kirche mitgeteilt 
wird.  

• Nach § 4 Abs. 1 des Gesetzes über das katholische Kirchenwesen des 
Kantons Zürich42 wird als Mitglied der römisch-katholischen Körperschaft 
jeder auf Grund der kirchlichen Ordnung der römisch-katholischen Konfes-
sion angehörende Kantonseinwohner betrachtet, der nicht ausdrücklich 
seinen Austritt oder seine Nichtzugehörigkeit erklärt hat. 

                                         
41  Vom 18.09.1979. 
42  Vom 7.07.1963, zitiert nach FREY, S. 393. 
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Diese Übersicht zeigt, dass regelmässig drei Voraussetzungen vorliegen müs-
sen, damit man nach staatlichem Recht der kantonalkirchlichen Körperschaft 
bzw. der örtlichen Kirchgemeinde angehört: a. der Wohnsitz im entsprechen-
den Gebiet, b. die Zugehörigkeit zur Kirche, c. die fehlende Austrittserklä-
rung43. 

Zu a: Da nach Art. 72 Abs. 1 BV die Regelung des Verhältnisses von Staat 
und Kirche den Kantonen zusteht, bestimmen diese autonom, ob und mit wel-
chen Wirkungen Religionsgemeinschaften öffentlich-rechtlich anerkannt wer-
den. Die öffentlich-rechtliche Anerkennung kann sich damit auch nur auf das 
jeweilige Kantonsgebiet beziehen. Die kantonalkirchliche Körperschaft um-
fasst nur, aber immerhin die Katholiken im jeweiligen Kantonsgebiet. Entspre-
chend ist der Wohnsitz44 im Kantonsgebiet Voraussetzung für die Mitglied-
schaft in der Körperschaft und der Wohnsitz im entsprechenden Gemeinde-
gebiet Voraussetzung für die Mitgliedschaft in der Kirchgemeinde. 

Zu b: Neben dem Wohnsitz ist als zweites Kriterium vorausgesetzt, dass man 
katholisch ist. Was bedeutet das? Es würde gegen die in Art. 15 BV mitenthal-
tene korporative Religionsfreiheit der Kirche45 verstossen, wenn der Staat dies 
festlegen würde. Von daher verweisen die staatlichen Bestimmungen in die-
sem Punkt zum Teil ausdrücklich auf die kirchliche Ordnung bzw. auf das Kir-
chenrecht. Auch wo sie das nicht tun, gilt dasselbe: Die Kirchenzugehörigkeit 
bestimmt sich nach kirchlichem Recht. Dies freilich unter Vorbehalt einer Will-
kürkontrolle. Das staatliche Recht vollzieht in dieser Frage die kirchliche Ord-
nung nur insofern und solange, wie diese die Zugehörigkeit nicht willkürlich 
handhabt46. Die Zugehörigkeit zur katholischen Kirche wird bei entsprechender 
Erklärung staatlicherseits also vermutet, aber nicht weiter geprüft. Von daher 
ist es möglich, dass auch eine nicht in der katholischen Kirche getaufte Per-
son für die staatlichen Behörden als Katholik gilt47. Wegen des sogleich erör-
terten jederzeitigen Austrittsrechts ist das aus der Sicht des staatlichen Ver-
fassungsrechtes nicht unzulässig48. 

Zu c: Wer als Katholikin oder Katholik in einen Kanton zieht, in welchem die 
katholische Kirche öffentlich-rechtlich anerkannt ist und die staatliche Steuer-
hoheit besitzt, wird bei Erklärung seiner kirchlichen Mitgliedschaft vor der Ein-
wohnerkontrolle der neuen Wohngemeinde mit staatlichem Hoheitszwang zur 
Bezahlung von Kirchensteuern verpflichtet. Ausdruck der staatlich garantierten 
Religionsfreiheit ist es jedoch, dass die Bürger in religiösen Angelegenheiten 

                                         
43  Siehe dazu auch CAVELTI, Austritt, S. 77 ff.; DERS., Mitgliedschaft, S. 731 ff.; 

KARLEN, Grundrecht, S. 322 ff.; LORETAN, Konsequenzen, S. 100. 
44  Dieser Wohnsitzbegriff deckt sich nicht mit dem Wohnsitzbegriff in 

Art. 23 ff. ZGB; vgl. CAVELTI, S. 80 f. 
45  Dazu KARLEN, Austritt, S. 332; DERS., Freiheit, S. 39. 
46  CAVELTI, Austritt, S. 83. 
47  Etwa wenn Eltern ihr Kind von den staatlichen Behörden als katholisch registrie-

ren, es aber (noch) nicht taufen lassen. 
48  ZBl 80 (1979), 78 ff. 
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keinen Zwang erfahren dürfen. Gemäss der negativen Religionsfreiheit darf 
niemand gezwungen werden, einer Religionsgemeinschaft anzugehören 
(Art. 15 Abs. 4 BV). In der Folge ist auch niemand gehalten, Steuern zu be-
zahlen für eine Religionsgemeinschaft, der er nicht angehört. Das regelte die 
alte BV ausdrücklich in Art. 49 Abs. 6. Im neuen Verfassungsrecht gilt dies 
gestützt auf Art. 15 Abs. 4 BV49 auch ohne ausdrückliche Erwähnung im Ver-
fassungstext. In Konkretisierung der bundesrechtlich garantierten Religions-
freiheit sehen die kantonalen Gesetzgebungen die Möglichkeit zum Austritt 
aus der kantonalen Körperschaft vor. Durch die allenfalls an gewisse Forma-
lien gebundene Erklärung des Austritts oder der Nichtzugehörigkeit erlischt die 
Mitgliedschaft in der Körperschaft und in der Kirchgemeinde, ebenso die damit 
verbundenen Rechte und Pflichten. Das freie Austrittsrecht ist also das ange-
sichts der Religionsfreiheit erforderliche Pendant zur Delegation zwangsweise 
durchsetzbarer staatlicher Befugnisse an die Kirche50. 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass sich hier eine Spannung zwi-
schen unterschiedlichen Mitgliedschaftskonzepten auftut: 

• Durch die Irreversibilität der Taufe und die Bindung des Sakramentes an 
die Kirche bleibt die Zugehörigkeit des Getauften zur Kirche in einer theo-
logischen und kirchenrechtlichen Sicht stets erhalten; einen Austritt gibt es 
nicht. 

• Für den Staat gibt es aufgrund der Religionsfreiheit die Mitgliedschaft in 
Religionsgemeinschaften nur bis auf Widerruf. Man soll aus der Religions-
gemeinschaft austreten können, wenn man sich innerlich von ihr distanziert 
hat. 

Die Unmöglichkeit des Austritts aus theologischer Sicht kollidiert also mit dem 
freien Austritt gemäss staatlichem Recht. 

                                         
49  Vgl. BBl 1997 I 157; KLEY, S. 16. 
50  Auch wo Religionsgemeinschaften privatrechtlich organisiert sind, gibt es das 

freie Austrittsrecht. Ist die Religionsgemeinschaft als Verein im Sinne von Art. 60 
ZGB organisiert, kann man aus dem Verein austreten; vgl. RÜEGG, S. 379 ff. 



 15 
 

 

 

2 Die Erklärung des Austritts aus der Kirche 

2.1 Die Austrittserklärung nach staatlichem Recht 

2.1.1 Der Grundsatz 

Die in Art. 15 BV verankerte negative Religionsfreiheit schützt den Einzelnen 
vor dem Zwang, gegen seinen Willen einer Religionsgemeinschaft anzugehö-
ren. Die Freiheit, aus einer Religionsgemeinschaft austreten zu können, er-
scheint uns heute selbstverständlich, war es aber in der Geschichte keines-
wegs; in den Orten der alten Eidgenossenschaft war Glaubenszwang gemäss 
dem Grundsatz cuius regio, eius religio die Regel51. Aus der Religionsfreiheit 
folgt heute indessen der Grundsatz, wonach der Austritt jederzeit möglich sein 
muss und nicht durch schikanöse Vorschriften erschwert oder unnötig verzö-
gert werden darf52. Zur Sicherung des Austrittsrechts hat der Staat das nötige 
Verfahrensrecht vorzusehen53. 

Das staatlich gewährleistete Austrittsrecht bezieht sich dabei auf das staatli-
che „Rechtskleid“ der Religionsgemeinschaft. Ist letztere als Verein nach 
Art. 60 ff. ZGB verfasst, besteht ein vereinsrechtliches Austrittsrecht. Ist die 
Religionsgemeinschaft eine öffentlich-rechtliche Korporation, hat das öffentli-
che Recht ein Austrittsverfahren vorzusehen. Über die Möglichkeit und/oder 
die Wirkungen des Austritts gemäss dem allenfalls bestehenden internen 
Recht der Religionsgemeinschaft kann das staatliche Recht nicht bestimmen54. 
Für die Erklärung des Austritts aus der katholischen Kirche finden sich in der 
Regel entsprechende Bestimmungen in den Organisationsstatuten der kanto-
nalen kirchlichen Körperschaften. Das dort vorgesehene Verfahren hat gewis-
sen Mindestanforderungen zu genügen, die durch die bundesgerichtliche 
Rechtsprechung entwickelt worden sind. 

                                         
51  Siehe dazu PAHUD DE MORTANGES, Religionsfreiheit, S. 571 f. 
52  BGE 104 Ia 84. 
53  KARLEN, Grundrecht, S. 336. 
54  Werden aber Mitglieder von Religionsgemeinschaften durch Knebelungsverträge 

oder faktischem Zwang an die Institution gebunden, kann dies allenfalls persön-
lichkeitsrechtliche oder strafrechtliche Konsequenzen haben. Auch der interne 
Bereich einer Religionsgemeinschaft ist also kein rechtsfreier Raum. 
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2.1.2 Form und Wirkungen der Austrittserklärung 

Die Austrittserklärung kann von jedermann, der religionsmündig55 und urteils-
fähig56 ist, ausgeübt werden57. Sie ist (relativ) höchstpersönlicher Natur. Der 
Ehemann kann nicht für seine Frau die Austrittserklärung abgeben (und um-
gekehrt), die Eltern nicht für ihr religionsmündiges Kind58. 

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung hat einen Rahmen für die Austrittser-
klärung entwickelt. Für die Austrittserklärung dürfen seitens des Gesetzgebers 
die Einhaltung gewisser Formen verlangt werden, namentlich um einen über-
stürzten Austritt zu verhindern59. Neben der mündlichen kann die einfache 
schriftliche oder die qualifizierte schriftliche60 Form verlangt werden; auch die 
Einrichtung eines Verfahrens mit einer gewissen Bedenkzeit ist nicht unzuläs-
sig61. Keine gültige Austrittserklärung stellt das Leerlassen des Feldes „Kon-
fession“ auf der Steuererklärung62 dar. Die Rechtssicherheit gebietet eine klare 
und unzweideutige Austrittserklärung. Daher kann auch verlangt werden, dass 
die Kirche, aus der man austreten will, mit Namen und als Ganzes genannt 
wird. Es genügt daher nicht zu erklären, man trete nur aus der örtlichen Pfarrei 
oder Kirchgemeinde aus63. 

Nicht verlangt werden darf hingegen eine Begründung des Austritts: Die Reli-
gionsfreiheit umfasst auch das Recht, seine religiöse Überzeugung zu ver-
schweigen64. Die Gründe, warum man nicht mehr Mitglied der Kirche sein will, 
können also verschwiegen werden. Auf eine entsprechende Nachfrage des 
Pfarrers oder des Kirchgemeinderates braucht man nicht zu antworten. Insge-
samt darf der Austritt nicht durch schikanöse Vorschriften erschwert oder 
durch ein überlanges Verfahren verzögert werden. 

Wie die oben stehend in Kap. 1.3 genannten Beispiele (Luzern, Nidwalden, 
Schwyz, Freiburg, St. Gallen, Zürich) zeigen, genügen die Regeln in den Or-
ganisationsstatuten der kantonalen Körperschaften diesen Kriterien. Verlangt 

                                         
55  Nach Art. 303 Abs. 3 ZGB entscheidet ein Kind, welches das 16. Altersjahr zu-

rückgelegt hat, selbständig über sein religiöses Bekenntnis.  
56  Gemäss Art. 16 ZGB ist jeder urteilsfähig, dem nicht wegen seines Kindesalters 

oder infolge von Geisteskrankheit, Geistesschwäche, Trunkenheit oder ähnlichen 
Zuständen die Fähigkeit fehlt, vernunftgemäss zu handeln. 

57  CAVELTI, Austritt, S. 90. 
58  Wohl aber für ihr religionsunmündiges Kind (Art. 303 Abs. 3 ZGB); die Höchst-

persönlichkeit ist also nicht absolut. 
59  BGE 104 Ia 84. 
60  D. h. die schriftliche Erklärung mit durch eine Amtsperson beglaubigter Unter-

schrift. 
61  BGE 104 Ia 85. 
62  ZBl 1984 (1985), 133. 
63  BGE 129 I 68 ff.; BGE 34 I 52; CAVELTI, Austritt, S. 91; DERS., Mitgliedschaft, 

S. 732; KARLEN, Grundrecht, S. 338. Darauf wird in Kap. 3.1 noch zurückzukom-
men sein. 

64  Vgl. KARLEN, Grundrecht, S. 222 f. 
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wird in der Regel eine einfache oder eine qualifizierte schriftliche Erklärung an 
die Exekutive der Kirchgemeinde. 

Die Wirkungen der Austrittserklärung bestehen nach staatlichem Recht darin, 
dass die ausgetretene Person ihren Rechtsstatus in der kantonalen kirchli-
chen Körperschaft und in der örtlichen Kirchgemeinde verliert. Sie verliert 
sämtliche Mitgliedschaftsrechte, also das Stimmrecht, das Wahlrecht und das 
Initiativ- und Referendumsrecht gemäss den Statuten der kantonalen Körper-
schaft. Das betrifft zum Beispiel die aktive und passive Wahl der Organe der 
Kirchgemeinde, die allenfalls vorgesehene Mitwirkung bei der Wahl des Pfar-
rers bzw. des Gemeindeleiters, die Mitwirkung bei der Bestimmung der Vertre-
ter der Kirchgemeinde im legislativen Organ der kantonalkirchlichen Körper-
schaft, das Recht an Versammlungen und Abstimmungen in der Kirchgemein-
de teilzunehmen, das Recht über den Erlass und die Änderungen des Organi-
sationsstatutes der Körperschaft abzustimmen etc.65 Ebenso verliert sie ihre 
Mitgliedschaftspflichten, namentlich die Kirchensteuerpflicht. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass der Austritt sofort und nicht erst mit Ablauf des 
Austrittsverfahrens oder des Kalenderjahres wirksam werden muss. Nament-
lich darf die Kirchensteuer nicht berechnet werden für einen Zeitraum, in der 
die Austrittserklärung bereits in Kraft getreten ist. Wird die Austrittserklärung in 
der laufenden Steuerperiode abgegeben, ist der letzte Steuerbetrag pro rata 
temporis zu erheben66. Dass damit ein gewisser, allerdings bescheidener, zu-
sätzlicher Verwaltungsaufwand verbunden ist, ändert nichts. Auch im Interes-
se der Kirche selber ist der Anschein zu vermeiden, man wolle aus irgendwel-
chen, vor allem finanziellen Gründen den Austritt mit juristischen Mitteln mög-
lichst hinausschieben. 

Wiederholt sei: Die vom staatlichen Recht vorgesehenen Wirkungen der Aus-
trittserklärung beziehen und beschränken sich stets nur auf die kantonale 
kirchliche Körperschaft und die Kirchgemeinde. Ob und welche Wirkungen die 
Austrittserklärung innerkirchlich hat, darüber kann und will das staatliche 
Recht nicht befinden67, sondern überlässt dies den diözesanen Behörden und 
dem kanonischen Recht. 

Welche Verhaltensrichtlinien ergeben sich nach dem Gesagten für die Mitglie-
der eines örtlichen Kirchgemeinde- bzw. Pfarreirates, die mit einem Austritts-
gesuch konfrontiert werden? 

                                         
65  Siehe zum Beispiel das Gesetz über die Organisation der Katholischen Landes-

kirche des Kantons Thurgau vom 1.07.1968 und darin insbesondere § 4 und 5 
(Stimm- und Wahlrecht in den Kirchgemeinden und der Landeskirche), § 6 
(Wählbarkeit in Behörden und Ämter der Landeskirche und der Kirchgemeinde), 
§ 7 Abs. 2 (Bestätigungswahl der Pfarrer und Gemeindeleiter durch die Kirchge-
meinde), § 11 (Erlass und Änderung des Organisationsgesetzes und Wahl in die 
Synode), § 19 (Wählbarkeit in die Synode), vgl. PLATTNER, S. 7 ff. 

66  BGE 104 Ia 86. 
67  CAVELTI, Mitgliedschaft, S. 732; KARLEN, Grundrecht, S. 341. 
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• Sie können verlangen, dass die Erklärung in der richtigen Form abgegeben 
wird, also in der Regel schriftlich und durch die austrittswillige Person selber. 

• Sie können verlangen, dass sich die Austrittserklärung auf die Kirche als Gan-
zes bezieht. Je nach Organisationsstatut ist also der Austritt aus der Körper-
schaft/Landeskirche oder aus der katholischen Kirche als Ganzes zu erklären. 
Eine nur auf die örtliche Kirchgemeinde beschränkte Austrittserklärung kann 
als unerheblich erachtet werden. 

• Sie können (und sollten) nach Eintreffen der Austrittserklärung die austrittswil-
lige Person schriftlich auf die Konsequenzen des Austritts hinweisen. Auch 
ein Gespräch kann angeboten werden, sollte aber nicht aufgedrängt werden. 

• Eine Begründung des Austritts bei Abgabe der Austrittserklärung darf als Aus-
trittsbedingung nicht gefordert werden. Diese kann aber ex post und auf frei-
williger Basis erfragt werden. 

2.2 Konsequenzen der Austrittserklärung im kirchlichen 
Recht 

2.2.1 Grundsätzliches 

Wer den CIC durchsieht, wird feststellen, dass vom Austritt aus der Kirche nicht 
gesprochen wird. Das hängt mit dem theologischen Verständnis der Kirchenzu-
gehörigkeit zusammen. Wie oben ausgeführt, kann die Zugehörigkeit zur Kirche 
wegen des „character indelebilis“ der Taufe nie verloren gehen, dies auch dann 
nicht, wenn man durch eine Sanktion des Kirchenrechts von der Teilnahme an 
ihren Gnadenmitteln und an ihrem Handeln ferngehalten wird oder wenn man 
sich selber durch einen äusserlich bekundeten Akt von ihr trennt. Wer in der ka-
tholischen Kirche getauft wurde, bleibt nach ihrem ekklesiologischen und sakra-
mententheologischen Verständnis in untrennbarer Weise ihr Angehöriger. 
Damit ist aber nicht gesagt, dass die Erklärung des Austritts aus der katholischen 
Kirche gemäss Kirchenrecht auf der institutionellen Ebene unbeachtlich ist oder 
bedeutungslos wäre. Vielmehr wird sie als ein äusseres Zeichen dafür verstan-
den, dass dem ausgetretenen Kirchenglied die Heilsvermittlung durch die Kirche 
gleichgültig geworden ist und es nun seine weitere Eingliederung in die Kirche 
ablehnt. Dabei bestimmt der CIC es ja als die Grundpflicht des Gläubigen, immer 
die Gemeinschaft, die communio mit der Kirche zu wahren (c. 209 § 1 CIC). Mit 
der Austrittserklärung stellt man sich selber ausserhalb der konkreten plena 
communio. Das Kirchenrecht vollzieht das unter anderem in der Weise nach, 
dass es die „tätigen“ Mitgliedschaftsrechte des Ausgetretenen für aufgehoben 
erklärt68. 

                                         
68  LISTL, HdbkKR, S. 212; s. a. AYMANS, Kanonisches Recht, Bd. 2, S. 58 f. 
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2.2.2 Die Suspension von Aktivrechten 

Eine erste Gruppe von Wirkungen umfasst den Verlust von kirchlichen Aktiv-
rechten und Rechtsstellungen. Diese werden verstreut über verschiedene Tei-
le des CIC genannt. Eine Auflistung wird erschwert durch die Tatsache, dass 
der CIC den Begriff „Kirchenaustritt“ nicht kennt. Das hängt neben dem so-
eben genannten ekklesiologischen Grund auch damit zusammen, dass der 
CIC ein Gesetzbuch für die katholische Universalkirche darstellt, staatliche 
Steuerhoheit jedoch nur in wenigen Ländern (Deutschland, Österreich und die 
Schweiz) der Kirche vor Ort delegiert wird und eine staatskirchenrechtliche 
Seite der Kirchenzugehörigkeit, die man durch Austritt beenden kann, eben-
falls nur in diesen Staaten existiert69. Ein solcher Austritt aus staatskirchen-
rechtlichen, mit der Kirche vor Ort verknüpften Institutionen ist aus der Sicht 
der Weltkirche wohl ein Randproblem. Zwar waren sich die Konsultoren im 
Verfahren zum Erlass des CIC des Problems bewusst. Eine eingehende Erör-
terung mit dem Ziel einer stringenten Regelung erfolgte hingegen nicht70. Die 
Konkretisierung der kirchenrechtlichen Konsequenzen des Austritts aus der 
staatskirchenrechtlichen Organisation ist damit dem Partikularrecht der Bi-
schöfe und der kirchenrechtlichen Lehre in den deutschsprachigen Ländern 
überlassen. Letztere hat die Bestimmungen zusammengetragen und interpre-
tiert, in denen vom „offenkundigen Abfall“ vom Glauben oder von der Gemein-
schaft der Kirche oder vom „formalen Akt des Abfalls“ die Rede ist. 

Gemäss der von Joseph Listl vorgelegten Liste sind zu nennen71: 

• Die Enthebung von Rechts wegen aus einem Kirchenamt (c. 194 § 1 n. 2 
CIC). Ein Kleriker verliert also z. B. sein Pfarramt; ein Pastoralassistent ver-
liert sein Gemeindeleiteramt, ein Laie verliert sein Amt als Lektor und Ako-
lyth, als Mitglied des Pastoralrates einer Pfarrei oder einer Diözese, als Mit-
glied eines Offizialates oder eines Vermögensverwaltungsrates.  

• Die Unfähigkeit zur Ausübung jedweden kirchlichen Wahlrechtes nach ka-
nonischem Recht (c. 171 § 1 n. 4 CIC). Das kann für Laien dort von prakti-
scher Bedeutung sein, wo ihnen das kanonische Recht eine Mitwirkung bei 
der Pfarrwahl (c. 523 CIC) bzw. der Bischofswahl (c. 377 CIC) gewährt. 
Ansonsten sieht der CIC eine Wahl etwa für den Ordensoberen (c. 625 
CIC) oder den diözesanen Priesterrates (c. 497 CIC) vor, wobei in diesen 
Fällen Kleriker wahlberechtigt sind. 

                                         
69  In allen anderen Ländern „verabschiedet“ man sich nicht durch formalen Akt, 

sondern nur faktisch von der Kirche. Gemäss mündlicher Auskunft des Stras-
bourger Priesters und Kirchenrechtlers Jean Werckmeister: Wenn Eltern ihre 
Kinder in Frankreich nicht mehr zur Taufe bringen, muss man sie faktisch wohl 
als ausgetreten betrachten. 

70  Auch in anderen Fragen fehlt es dem CIC an der nötigen Stringenz und Präzisi-
on. 

71  Vgl. LISTL, HdbkKR, S. 212 f.; DERS., Rechtsfolgen, S. 163 ff. 
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• Die Unfähigkeit zur Mitgliedschaft in einem kirchlichen Verein (c. 316 § 1 
CIC). Nach c. 215 CIC ist es den Gläubigen unbenommen, Vereinigungen 
für Zwecke der Caritas oder der Frömmigkeit oder zur Förderung der christ-
lichen Berufung in der Welt zu gründen. Sie können damit in eigener Initia-
tive Aufgaben der Kirche wahrnehmen. Wer öffentlich den katholischen 
Glauben aufgegeben hat oder von der kirchlichen Gemeinschaft abgefallen 
ist, kann in einem solchen Verein nicht mehr aufgenommen werden. 

• Die Unfähigkeit zur Übernahme des Taufpatendienstes (c. 874 § 1 nn. 3 
und 4 CIC) und des Firmpatendienstes (c. 893 § 1 CIC). C. 874 § 1 n. 3 
CIC spricht freilich „nur“ davon, dass der potentielle Taufpate ein Leben 
führen muss, das dem Glauben entspricht; anders als in den anderen Be-
stimmungen ist hier nicht vom formalen oder öffentlichen Abfall im Glauben 
die Rede. Ob der Kirchenaustritt unfähig zum Patenamt macht, ist daher 
von Fall zu Fall zu prüfen. Es ist abzuklären, „ob der in Aussicht genomme-
ne Pate seinen damit verbundenen Aufgaben in geeigneter Weise gerecht 
werden kann. Dazu gehört zunächst wesentlich, dass er selbst das Sakra-
ment der Taufe empfangen hat, aber auch, dass er den katholischen Glau-
ben kennt und bekennt sowie in aktiver Gemeinschaft mit der katholischen 
Kirche steht. Bei einem aus der katholischen Kirche ausgetretenen Katholi-
ken steht die Vermutung dafür, dass er nicht in dieser Gemeinschaft steht; 
das Gegenteil müsste im Einzelfall erwiesen werden“72. Dies gilt stets vor-
ausgesetzt, dass der Austritt nicht im Sinne von 874 § 1 n. 4 CIC eine 
rechtmässig verhängte oder festgestellte Straftat darstellt; dann ist der 
Ausschluss vom Patenamt in jedem Fall zwingend73. Dazu sogleich Kap. 
2.2.3. 

• Die Entlassung aus einem Ordensinstitut (c. 694 § 1 n. 1 CIC), aus einem 
Säkularinstitut (c. 729 CIC) und aus einer Gesellschaft des apostolischen 
Lebens (c. 746 CIC). Der Austritt führt damit nicht nur für einen Ordens-
mann oder eine Ordensfrau zur Entlassung aus der Kirche, sondern auch 
für eine in einer Laienkommunität lebenden Person. 

Daraus lässt sich die erste Konsequenz der Austrittserklärung ableiten: Die 
betreffende Person verliert in verschiedenen Bereichen des kirchlichen Le-
bens die Möglichkeit, aktiv Rechte wahrzunehmen und Funktionen zu über-
nehmen. 

                                         
72  AHLERS, Tauf- und Firmpatenamt, S. 35. 
73  EBD., S. 39. 
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2.2.3 Die Austrittserklärung als schismatisches Verhalten? 

Nach einer namentlich in der deutschen und österreichischen Kanonistik 
vertretenen Lehre74 stellt die Erklärung des Austritts auch ein schismati-
sches Verhalten im Sinne von c. 751 CIC dar, also einen Akt der Verwei-
gerung der Unterordnung unter den Papst oder der Gemeinschaft mit dem 
ihm unterstellten Gliedern der Kirche, namentlich unter den zuständigen 
Diözesanbischof. Diese Lehre wurde wohl vom Kanonisten Klaus Mörsdorf 
begründet, der Mitte des 20. Jahrhunderts schrieb: „Der sog. Kirchenaus-
tritt, wodurch der neuzeitliche Staat seinen Untertanen einen Weg eröffnet, 
mit Wirkung für den staatsbürgerlichen Bereich aus der Kirche auszu-
scheiden, lässt sich nicht eindeutig in die herkömmlichen Deliktsformen 
der Apostasie, der Häresie und des Schismas einordnen. Die Beweggrün-
de zum Kirchenaustritt können sehr verschieden sein (...) und erfordern 
jeweils eine besondere Würdigung bei der Prüfung der Schuldfrage. Hier-
von abgesehen ist der Kirchenaustritt, so wie er sich in der Austrittserklä-
rung kundgibt, ein öffentliches Lossagen von der Kirche, also in jedem 
Falle Trennung von der kirchlichen Einheit; diese kann unter Umständen 
geschehen, die den Austritt zugleich als Apostasie oder als Häresie er-
scheinen lassen“75. 

Trifft dieses Interpretation zu, führt die Austrittserklärung zur Exkommuni-
kation als Tatstrafe (c. 1364 § 1 CIC). Dem Exkommunizierten ist gemäss 
c. 1331 § 1 CIC untersagt, 

• bei der Feier des eucharistischen Opfers oder bei irgendwelchen ande-
ren gottesdienstlichen Feiern Dienste zu leisten, 

• Sakramente oder Sakramentalien zu spenden und Sakramente zu emp-
fangen, 

• jedwede kirchlichen Ämter, Dienste oder Aufgaben auszuüben oder Ak-
te der Leitungsgewalt zu setzen. 

Diese Rechtsfolgen treten von selber ein, ohne dass sie von einem kirchli-
chen Gericht verhängt worden wären. Als Besonderheit des kanonischen 
Strafrechts gibt es nämlich auch die Möglichkeit, dass eine Strafe „von 
selbst durch Begehen eintritt“ (c. 1314 CIC). 

Für ausgetretene katholische Laien hat dies zur Konsequenz: 

                                         
74  So in der neueren Literatur z. B. LISTL, HdbkKR, S. 216 ff.; DERS., Rechtsfolgen, 

S. 179 ff.; REES, S. 93; RIEDEL-SPANGENBERGER, S. 140. Siehe aber die Differen-
zierungen von LÜDICKE, Münsterischer Kommentar, N. 12 zu c. 1364 und PRI-
METSHOFER, S. 187 ff. und für die Schweiz: AIMONE, S. 478 ff., CORECCO, S. 63 ff.; 
HOPING, Kirchenzugehörigkeit, S. 104; LORETAN, Konsequenzen, S. 101. 

75  MÖRSDORF, Bd. 3, S. 415. 
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• Man kann zwar passiv am Gottesdienst teilnehmen, aber die Eucharistie 
nicht mehr empfangen; 

• man kann die anderen Sakramente der Firmung, der Weihe, der Busse und 
der Krankensalbung nicht mehr empfangen; 

• man kann das Sakrament der Ehe nicht mehr spenden und empfangen; 
dazu siehe unten Kap. 2.2.4.1. 

Nach diesem Verständnis hat die Erklärung des Kirchenaustritts also zur Fol-
ge, dass die betreffende Person nicht mehr am Gnadenhandeln der Kirche 
teilhaben kann. Ihre Stellung in der Kirche wird noch um einen weiteren, ganz 
wichtigen Bereich geschwächt. Durch die Austrittserklärung wird man vollends 
zum kirchlichen „Passivmitglied“. 

Nun sind hier freilich folgende Einschränkungen zu dieser Lehre zu beachten: 

• C. 751 CIC enthält zwar eine Definition des Schismas76. Dass die Kirchen-
austrittserklärung ein schismatisches Verhalten darstellt, wird aber in der 
Kirchenrechtslehre seit Mörsdorf von den einzelnen Autoren mehr behaup-
tet statt überzeugend dargelegt. Eine neuere, detaillierte kirchenrechts-
dogmatische Erörterung und Auslegung dessen, was im Hinblick auf den 
Kirchenaustritt unter einem Schisma im Sinne von Art. 751 CIC zu verste-
hen ist, fehlt77. Es trifft zwar zu, dass die Austrittserklärung dem gesell-
schaftlichen Erscheinungsbild nach ein öffentliches Sich-Lossagen von der 
Kirche ist. Der Kirche, der man bisher angehörte, will man nun offensicht-
lich nicht mehr angehören78. Angesichts der weitreichenden Konsequenzen 
einer Würdigung des Kirchenaustritts als Schisma kann es aber allein mit 
einer auf dem Alltagsverständnis gestützten Gesetzesauslegung durch die 
Lehre nicht getan sein. Um die hier bestehende Rechtsunsicherheit zu be-
seitigen, wäre m. E. ein klarer partikularrechtlicher Erlass erforderlich79. Ein 
solcher ist z. B. 1988 für die Diözese Augsburg in Kraft gesetzt worden80. 

                                         
76  C. 751 CIC: „(...) Schisma nennt man die Verweigerung der Unterordnung unter 

den Papst oder der Gemeinschaft mit den diesen untergebenen Gliedern der 
Gemeinschaft“. 

77  Die bei RIEDEL-SPANGENBERGER, Art. Schisma, S. 213 f. zitierte Literatur hilft 
m. E. auch nicht weiter. 

78  So treffend PRIMETSHOFER, S. 196. 
79  So für die Schweiz auch LORETAN, Kirchenaustritt, S. 130.  
80  Vgl. LISTL, Rechtsfolgen, S. 181 f. mit Verweis auf das Amtsblatt der Diözese 

Augsburg 1988, S. 141 f. Die Erklärung der Diözesanbischöfe der Bundesrepu-
blik Deutschland vom Dezember 1969 zu Fragen des kirchlichen Finanzwesens 
(AfkKR 138, 1969, S. 557-559) impliziert offenbar den schismatischen Charakter 
des Kirchenaustritts, ohne dies explizit zu sagen: „Die Ausübung der Grundrech-
te eines katholischen Christen ist untrennbar von der Erfüllung seiner Grund-
pflichten. Wenn also ein Katholik seinen Austritt aus der Kirche erklärt – aus wel-
chen Gründen auch immer – so stellt dies eine schwere Verletzung gegenüber 
der kirchlichen Gemeinschaft dar. Er kann daher am sakramentalen Leben erst 
wieder teilnehmen, wenn er bereit ist, seine Austrittserklärung rückgängig zu ma-
chen und seinen Pflichten auch in Bezug auf die Kirchensteuer wieder nachzu-
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Die bisher ergangenen Handreichungen der Schweizer Diözesen tönen gele-
gentlich die Möglichkeit an, dass der Kirchenaustritt auch eine kirchenrechtli-
che Straftat sein könnte, halten aber nicht unmissverständlich fest, dass die 
einfache Austrittserklärung ein schismatisches Verhalten darstellt81. 

• Die Notwendigkeit partikularrechtlicher Klarstellung wäre auch aus einem an-
deren Grund erforderlich. Nach obengenannter Konstruktion der Rechtslage 
treten die Wirkungen der Exkommunikation mit der Austrittserklärung von 
selbst ein. Die betreffende Person muss also von sich aus die Eucharistie und 
die anderen Sakramente meiden. Allerdings muss sie im Sinne des Vorsatzes 
ein Wissen bezüglich dieser Rechtsfolge haben; gemäss c. 1324 § 1 n. 9 CIC 
in Verbindung mit c. 1324 § 3 CIC tritt die Exkommunikation als Tatstrafe 
dann nicht ein, wenn der handelnden Person schuldlos die Rechtsfolge ihrer 
Erklärung nicht bewusst war82. Das leuchtet ein, denn man kann nur dann die 
Sanktion für ein verpöntes Verhalten von sich aus auf sich nehmen, wenn 
man überhaupt ein Bewusstsein dafür hat, sich verfehlt zu haben. Wenn und 
solange ein Katholik also nicht weiss, dass eine Austrittserklärung den Tatbe-
stand des Schismas erfüllt und dass er sich damit selber exkommuniziert, 
kann man ihn nicht als exkommuniziert betrachten. Konkret: Solange diese 
Zusammenhänge nicht auf partikularrechtlichem Wege (z. B. in der Form ei-
ner Erklärung der Schweizerischen Bischofskonferenz oder der einzelnen Bi-
schöfe) der kirchlichen Öffentlichkeit dargelegt werden, kann in der Schweiz 
diese Sanktion wohl nur bei Personen mit spezifischen kirchenrechtlichen 
Kenntnissen zum Tragen kommen – faktisch also sehr selten. 

• Die Fragestellung ist von beschränkter praktischer Bedeutung. Wer seinen 
Austritt aus der Kirche erklärt, wird in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
keine „Leistungen“ mehr von ihr erwarten. Meistens hat man sich schon 
längst vom kirchlichen Leben abgewendet. Man „braucht“ das kirchliche Le-
ben vor Ort nicht mehr und nun möchte man auch nicht mehr dafür bezahlen. 
Mit dem Ausschluss vom sakramentalen Leben der Kirche wird damit allen-
falls rechtlich etwas nachvollzogen, was faktisch schon besteht. Dem ent-
spricht im Übrigen auch ein Verständnis der Exkommunikation als deklarato-
risches Urteil und nicht als Strafe, so wie dies von Libero Gerosa entwickelt 
wurde: Mit diesem Urteil ex post wird nicht im Sinne der Vergeltung von Un-
recht gestraft, sondern nur festgestellt, dass sich der Fehlbare ausserhalb der 
kirchlichen Gemeinschaft gestellt hat und damit der communio plena verlustig 
gegangen ist83. 

____________________  

 
kommen“ (S. 558). 

81  Auch in der Erklärung „Seelsorge bei Kirchenaustritt“ für die Diözese St. Gallen 
aus dem Jahr 1992 ist davon nicht die Rede. 

82  LÜDICKE, Münsterischer Kommentar, N. 7 zu c. 1364. 
83  GEROSA, S. 98 ff. 
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2.2.4 Weitere Konsequenzen 
2.2.4.1 Im Eherecht 

Wer eine nach dem Recht der katholischen Kirche gültige Ehe (c. 1055ss. 
CIC) geschlossen hat und zu einem nachfolgenden Zeitpunkt den Austritt aus 
der Kirche erklärt, erfährt durch diesen Austritt keine statusverändernde Wir-
kung seiner Ehe. Sie bleibt weiterhin kanonisch gültig und muss, wenn sich 
die Eheleute zu einem späteren Zeitpunkt nach staatlichem Recht scheiden 
lassen, in einem Ehenichtigkeitsverfahren nach cc. 1671ss. CIC für nichtig er-
klärt werden. 

Komplexer präsentiert sich die Situation bei der Frage, ob ein Katholik, der 
den Austritt erklärt, in einem Zeitpunkt nach Abgabe dieser Erklärung noch 
nach kanonischem Recht gültig heiraten kann. Hier ist die Antwort abhängig 
davon, ob die Austrittserklärung als Schisma zu betrachten ist oder nicht. 

• Ist durch partikularrechtliche Regelung zweifelsfrei festgestellt, dass die 
Erklärung eines Austritts ein Schisma darstellt, hat dies zur Folge, dass die 
ausgetretene Person nach kanonischem Recht nicht mehr heiraten kann. 
Denn nach katholischem Verständnis spenden sich die Brautleute gegen-
seitig das Ehesakrament (c. 1055 CIC) und als Schismatiker ist es Katholi-
ken untersagt, Sakramente zu spenden und zu empfangen (c. 1331 § 1 n. 
2 CIC). In Konsequenz davon hat die katholische Kirche ihre Mitwirkung an 
der beabsichtigten Eheschliessung zu verweigern. 

• Geht man hingegen davon aus, dass die Austrittserklärung mangels klarer 
partikularrechtlicher Pönalisierung nicht zweifelsfrei den Strafbestand des 
Schismas erfüllt (was gegenwärtig wohl für die Schweizer Diözesen zu-
trifft), ist die Situation anders: Ausgetretene Katholiken können sowohl ei-
nen katholischen wie einen nichtkatholischen Partner nach kanonischem 
Recht heiraten. 

Das ergibt sich durch Auslegung von drei Bestimmungen des CIC, die hier 
zunächst zitiert seien: 

• Nach c. 1086 § 1 CIC ist eine Ehe ungültig zwischen zwei Personen, von 
denen die eine in der katholischen Kirche getauft oder in sie aufgenommen 
wurde und nicht durch einen formalen Akt von ihr abgefallen ist, die andere 
aber ungetauft ist. Es liegt also ein Ehehindernis für die Eheschliessung 
vor. 

• Nach c. 1117 CIC muss die in c. 1108 CIC geregelte Eheschliessungsform 
(Eheschliessung vor dem Pfarrer und zwei Zeugen) eingehalten werden, 
wenn einer der Eheschliessenden in der katholischen Kirche getauft oder in 
sie aufgenommen wurde und nicht durch einen formalen Akt von ihr abge-
fallen ist. 

• Nach c. 1124 CIC ist die Eheschliessung zwischen zwei Getauften, von 
denen der eine in der katholischen Kirche getauft oder nach der Taufe in 
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sie aufgenommen worden ist und nicht durch einen formalen Akt von ihr 
abgefallen ist, der andere aber einer Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft 
zugezählt wird, die nicht in der vollen Gemeinschaft mit der katholischen 
Kirche steht, ohne ausdrückliche Gemeinschaft der zuständigen Autorität 
verboten. 

Alle drei Bestimmungen erwähnen die Situation, dass jemand durch „formalen 
Akt“ von der katholischen Kirche „abgefallen“ ist. Was heisst das? Das bedeu-
tet nach der wohl herrschenden Lehre, dass man den Austritt aus der katholi-
schen Kirche erklärt hat84. In der Folge gilt durch Umkehrschluss: 

• Nach c. 1086 § 1 CIC ist die Ehe zwischen einem ausgetretenen Katholi-
ken und einem nichtausgetretenen Katholiken, aber auch zwischen einem 
ausgetretenen Katholiken und einem Nichtchristen gültig. 

• Nach c. 1117 CIC ist die Eheschliessungsform des c. 1108 nur dann einzu-
halten, wenn der ausgetretene Katholik einen nichtausgetretenen Katholi-
ken heiraten will, nicht jedoch, wenn er einen Nichtkatholiken heiraten will. 

• Nach c. 1124 CIC stellt die Eheschliessung des ausgetretenen Katholiken 
mit einem nichtkatholischen Christen kein Ehehindernis dar. 

Auch wer den Austritt aus der katholischen Kirche erklärt, verliert damit also 
nicht die Möglichkeit, eine nach kanonischem Recht gültige Ehe zu schliessen 
– immer vorausgesetzt, die Austrittserklärung stelle kein schismatisches Ver-
halten dar. Mit Listl: „Der Sinn dieser neuen Regelung ist darin zu sehen, dass 
sich die katholische Kirche bemüht hat, auch den von ihr abgefallenen Katho-
liken, soweit es in ihren Kräften steht, den Abschluss einer nach dem Recht 
der katholischen Kirche gültigen Ehe zu ermöglichen“85. 

2.2.4.2 Bei der Taufe der eigenen Kinder 

Können Eltern, die ihrerseits aus der Kirche ausgetreten sind, für ihre Kinder 
die Taufe begehren? Grundsätzlich gilt, dass jeder Mensch zur Taufe fähig ist 
(c. 864 CIC). Eltern sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass ihre Kinder inner-
halb der ersten Lebenswochen getauft werden; möglichst bald nach der Ge-
burt haben sie sich an den Pfarrer zu wenden, um für ihr Kind das Taufsakra-
ment zu erbitten (c. 867 § 1 CIC). Damit ein Kind erlaubt getauft wird, ist ne-
ben der Zustimmung der Eltern erforderlich, dass „die begründete Hoffnung 

                                         
84  So zunächst LEHNHERR, S. 120: Nach detaillierter Auslegung der Bestimmung 

und ihm folgend fast die ganze deutschsprachige kirchenrechtliche Lehre, vgl. 
die Auflistung der diversen Autoren bei LISTL, HdbkKR, S. 215; anderer Meinung 
immerhin LÜDICKE, Münsterischer Kommentar, N. 3 zu c. 1086 CIC. Siehe auch 
ZAPP, S. 178 ff. 

85  LISTL, HdbkKR, S. 214. 
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besteht, dass das Kind in der katholischen Religion erzogen wird“ (c. 868 § 1 
n.2 CIC). Nur wenn diese Hoffnung völlig fehlt, ist die Taufe aufzuschieben. 

Die Tatsache, dass die Eltern aus der Kirche ausgetreten sind, ist damit ein 
starkes Indiz dafür, dass das Kind nicht in der katholischen Religion erzogen 
werden wird. Sie müssen daher dem Ortspfarrer überzeugend darlegen kön-
nen, dass ihr Kind gleichwohl katholisch erzogen werden kann und wird. An-
stelle der Eltern könnte dies allenfalls durch katholische Tauf- und Firmpaten 
geschehen und/oder durch den späteren konfessionellen Religionsunterricht 
in der Schule86. 

Damit nimmt der CIC den aus der Kirche ausgetretenen Eltern nicht a priori 
die Möglichkeit, ihre Kinder katholisch taufen zu lassen87. Doch hat der Orts-
pfarrer ein gewisses Ermessen, ob er die Taufe vornehmen will oder nicht. Er 
kann und muss von den ausgetretenen Eltern „flankierende Massnahmen“ in 
Hinblick auf die erforderliche religiöse Erziehung fordern. Wo für ihn erkennbar 
ist, dass es den völlig ungläubig gewordenen Eltern ausschliesslich um ein 
schönes Familienfest geht, braucht er gewiss nicht mitzuwirken88. 
Auch bei dieser Frage wären partikularrechtliche Klarstellungen wünschbar, 
wie sie etwa für den Bereich der Deutschen Bischofskonferenz erfolgt sind89. 

2.2.4.3 In Hinblick auf das kirchliche Begräbnis 

In der Praxis stellt sich nicht selten die Frage, ob eine Person, die ihren Aus-
tritt aus der Kirche erklärt hat, nach ihrem Tode ein kirchliches Begräbnis er-
halten kann. Möglicherweise hat sie dies vor ihrem Tode als Wunsch geäus-
sert, möglicherweise sind es ihre Angehörigen, die mit dieser Bitte an den 
Ortspfarrer herantreten. 

Gemäss c. 1176 § 1 CIC haben alle verstorbenen Gläubigen einen Anspruch 
auf ein kirchliches Begräbnis, sofern dieser Anspruch ihnen nicht von Rechts 
wegen ausdrücklich aberkannt ist. Wem steht dieses Recht nicht zu? Das sagt 
c. 1184 CIC: 

„ § 1. Das kirchliche Begräbnis ist zu verweigern, wenn sie nicht irgendwelche 
Zeichen der Reue gegeben haben: 

1° offenkundigen Apostaten, Häretikern und Schismatikern; 

                                         
86  Wobei in der Praxis die diesbezüglichen Hoffnungen wohl nicht zu hoch gesteckt 

werden dürfen. 
87  Angesichts der christologischen Bedeutung der Taufe besteht ein starkes kirchli-

ches Bestreben, Kinder zu taufen. Das zeigt sich z. B. in c. 868 § 2 CIC: „In To-
desgefahr wird ein Kind katholischer, ja sogar auch nichtkatholischer Eltern auch 
gegen den Willen der Eltern erlaubt getauft“. 

88  Vgl. HIEROLD, S. 815. 
89  Vgl. LÜDICKE, Münsterischer Kommentar, N. 4 zu c. 868. 
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2° denjenigen, die sich aus Gründen, die der christlichen Glaubenslehre wi-
dersprechen, für die Feuerbestattung entschieden haben; 

3° anderen öffentlichen Sünder, denen das kirchliche Begräbnis nicht ohne 
öffentliches Ärgernis bei den Gläubigen gewährt werden kann. 

§ 2. Wenn irgendein Zweifel aufkommt, ist der Ortsordinarius zu befragen, 
dessen Entscheidung befolgt werden muss.“ 
 

In der Konsequenz ist dem vom kirchlichen Begräbnis Ausgeschlossenen 
auch die Begräbnismesse zu verweigern (c. 1185 CIC). 

Sofern man den Ausgetretenen als Schismatiker betrachtet oder als offenkun-
digen Sünder, kann der Ortspfarrer gleichwohl dann ein kirchliches Begräbnis 
vornehmen, wenn dieser vor dem Tod ein Zeichen der Reue gegeben hat. Ob 
der schriftlich niederlegte oder allenfalls mündlich einem Zeugen gegenüber 
geäusserte Wunsch des Ausgetretenen nach einem kirchlichen Begräbnis als 
genügendes Zeichen der Reue zu betrachten ist, liegt im Ermessen des Orts-
pfarrers bzw., im Zweifelsfall, im Ermessen seines Bischofs. 

Wenn seitens des Verstorbenen keine Willensäusserung vorliegt, sondern die-
ser Wunsch von dessen Angehörigen kommt, stellt sich die Frage, ob der 
Ausgetretene als offenkundiger Schismatiker oder öffentlicher Sünder betrach-
tet werden muss: 

• Damit eine ausgetretene Person offenkundiger Schismatiker ist, ist voraus-
gesetzt, dass der Austritt zweifelsfrei als schismatisches Verhalten zu wer-
ten ist. Das aber würde, wie in Kap. 2.2.3 ausgeführt, eine entsprechende 
partikularrechtliche Klarstellung voraussetzen, die zum gegenwärtigen Zeit-
punkt in der Schweiz nicht vorliegt. Die Verweigerung gestützt auf diese 
Bestimmung scheidet damit wohl aus. 

• Dem „öffentlichen Sünder“ ist das Begräbnis dann zu verweigern, wenn 
dies bei den Gläubigen zu einem öffentlichen Ärgernis führen würde. Als öf-
fentlicher Sünder gilt gemäss Reinhardt jener, der in seiner Lebensführung 
schwer und fortdauernd gegen die objektiven Gebote der Kirche verstösst, 
so namentlich der aus der Kirche Ausgetretene90. Ob durch dessen kirchli-
chen Bestattung ein öffentliches Ärgernis entsteht, bemisst sich allerdings 
gemäss der Empfindlichkeit der Ortsgemeinde91. Für diese mag es im kon-
kreten Fall ein Ärgernis darstellen, dass die Kirche am Begräbnis des Aus-
getretenen mitwirkt, zumal gemäss landläufiger Auffassung der Ausgetre-
tene gerade sein Recht auf ein kirchliches Begräbnis verwirkt hat. Andrer-
seits kann man sich in der heutigen anonymen Gesellschaft wohl mit Fug 
fragen, wo und bei wem denn ein konkretes Ärgernis vorliegt. De facto hat 
der Seelsorger vor Ort auch in dieser Frage einen Ermessensentscheid zu 
fällen. 

                                         
90  REINHARDT, S. 1018. 
91  EBD., S. 1018. 
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Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass die Erklärung des Austritts gemäss ka-
nonischen Rechts auch Konsequenzen im pastoralen Bereich hat. Ob kirchli-
che Amtshandlungen zu verweigern sind, hängt namentlich im Ehe- und Be-
gräbnisrecht entscheidend von der zugrunde liegenden (partikular-) rechtli-
chen Bewertung der Erklärung des Kirchenaustritts ab. Umso wichtiger sind 
partikularrechtliche Klarstellungen seitens der Diözesanleitung. Diese sollten 
es den Seelsorgern vor Ort erleichtern, bei der Bitte von aus der Kirche ausge-
tretenen Personen um Gewährung von Amtshandlungen Entscheide zu fällen, 
die sowohl menschlich wie kirchlich vertretbar sind. 
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3 Sonderfragen im Zusammenhang mit dem Kir-
chenaustritt 

3.1 Die partielle Kirchenaustrittserklärung 

Nachfolgend ist auf die partielle Kirchenaustrittserklärung einzugehen, also auf 
die Konstellation, dass jemand erklärt, er wolle zwar aus der staatskirchen-
rechtlichen Körperschaft bzw. aus der Kirchgemeinde austreten, gleichwohl 
aber weiterhin der katholischen Kirche angehören. Die Motive für diese Erklä-
rung mögen verschieden sein: 

• Es mag sein, dass der Erklärende mit dem Verhalten der diözesanen oder 
staatskirchenrechtlichen Behörden vor Ort unzufrieden ist, oder, aus wel-
chen Gründen auch immer, das in der Deutschschweiz verbreitete duale 
System diözesaner und staatskirchenrechtlicher Organe ablehnt92. 

• Es mag sein, dass mit dieser Form der Erklärung schlicht eine Steuerum-
gehung intendiert wird in dem Sinne, dass man sich der Kirchensteuer-
pflicht entziehen will, als „Trittbrettfahrer“ dennoch kirchliche "Leistungen" 
beanspruchen möchte. 

Wie ist eine solche Erklärung zu würdigen? Wie vorstehend ist zunächst die 
staatskirchenrechtliche und dann die kirchenrechtliche Seite zu erörtern. 

3.1.1 Die partielle Kirchenaustrittserklärung nach staatlichem 
Recht 

Nach staatlichem Recht ist eine partielle Austrittserklärung unbeachtlich. Er-
klärt also eine Person, sie wolle zwar aus der staatskirchenrechtlichen Körper-
schaft austreten, aber weiterhin der katholischen Kirche angehören o. ä., liegt 
kein Austritt vor; die Mitgliedschaft in der staatskirchenrechtlichen Organisati-
on und damit die Kirchensteuerpflicht bleibt weiterhin bestehen. Der zuständi-
ge Kirchgemeinde- oder Pfarreirat kann von der betreffenden Person verlan-
gen, zwecks Austritt eine eindeutige Erklärung abzugeben; tut diese das nicht, 
kann er allenfalls eine Feststellungsverfügung erlassen, wonach ein rechtsgül-
tiger Austritt nicht vorliegt und die Zugehörigkeit zur Kirchgemeinde und zur 
staatskirchenrechtlichen Körperschaft nicht erloschen ist93. 

                                         
92  Siehe dazu etwa den Kommentar des „prominenten“ Kritikers des landeskirchli-

chen Systems, Martin GRICHTING, Landeskirchen: Die Doppelzüngigkeit muss 
endlich aufhören. Zum neuesten Bundesgerichtsurteil betreffend Kirchenaustritt, 
<www.mypage.bluewin.ch/libertas-ecclesiae>, besucht am 11.02.2003. 

93  BACHTLER, S. 38. 
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Der Grund für die Unbeachtlichkeit solcher Erklärungen liegt in der konzeptio-
nellen Einheit des Eintritts in, wie des Austritts aus der staatskirchenrechtli-
chen Körperschaft. Wir haben oben gesehen, dass die kantonalen Körper-
schaften bzw. Landeskirchen aus den römisch-katholischen Einwohnern des 
jeweiligen Kantons bestehen. In den die staatskirchenrechtliche Körperschaft 
regelnden kantonalen Rechtsnormen wird vermutet, dass wer römisch-
katholisch ist, ebenso der staatskirchenrechtlichen Körperschaft angehört. So 
lange man also nicht explizit erklärt, nicht der römisch-katholischen Kirche an-
zugehören, bleibt man Mitglied auch der staatskirchenrechtlichen Körper-
schaft. Es wäre unlogisch, bei der Frage der Mitgliedschaft auf die Konfessi-
onszugehörigkeit abzustellen, bei der Frage des Austritts hingegen nicht94. 
Richtigerweise präzisieren daher, wie oben in Kap. 1.3 angeführt, Art. 4 des 
Statutes der katholischen kirchlichen Körperschaften des Kantons Freiburg 
und Art. 6 der Verfassung des katholischen Konfessionsteils des Kantons St. 
Gallen, dass die Zugehörigkeit zur Körperschaft (erst) mit der Erklärung des 
Austritts aus der römisch-katholischen Kirche erlischt. 

Dieser konzeptionellen Einheit von Beginn und Ende der Mitgliedschaft vorge-
lagert ist der rechtliche Konnex zwischen diözesaner Kirche vor Ort und 
staatskirchenrechtlicher Organisation. Letztere wird mit Willen der Diözesan-
leitung und des Stimmvolkes geschaffen, um für erstere administrative und 
finanzielle Aufgaben wahrzunehmen. Insbesondere verleiht der Staat seine 
Steuerhoheit nur unter der Bedingung, dass über die Verwendung der bezo-
genen Steuermittel nach demokratischen Regeln bestimmt werden kann. An-
gesichts des vom kanonischen Recht vorgegebenen hierarchischen Aufbaus 
der diözesanen Strukturen ist die Schaffung zusätzlicher staatskirchenrechtli-
cher Körperschaften erforderlich, will die katholische Kirche die evidenten Vor-
teile der mit staatlichen Verwaltungszwang bezogenen Kirchensteuern nut-
zen95. 

Richtigerweise wurde vom Bundesgericht daher in einer neueren Entschei-
dung die Möglichkeit eines bloss partiellen Kirchenaustritts abgelehnt. Bezo-
gen auf einen Fall im Kanton Luzern führt das Bundesgericht aus:  

„Die Kirchenverfassung/LU (§§ 12 und 13) verknüpft für die im Kanton Luzern 
wohnhaften Personen das Bekenntnis zur römisch-katholischen Religionsge-
meinschaft bzw. Konfession mit der Mitgliedschaft in der römisch-katholischen 
Landeskirche und der entsprechenden Kirchgemeinde (sog. Nexus). Eine sol-
che Verknüpfung ist verfassungsrechtlich zwar nicht geboten; der Kanton 
kann das Verhältnis zwischen kirchlichen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und Religionsgemeinschaft auch dualistisch regeln. Der Nexus, eine 
Regelung, die die Zugehörigkeit zur Religionsgemeinschaft und zu ihren loka-

                                         
94  BACHTLER, S. 33; CAVELTI, Austritt, S. 91; NAY, S. 39; LORETAN, Kirchenaustritt, 

S. 125 ff. 
95  Sprechend: Im Kanton Genf, wo die Abgabe an die Kirche freiwillig ist, wird diese 

- bei 115‘000 katholischen Haushalten - nur gerade von 15‘000 Haushalten be-
zahlt: REGAD, S. 150. 
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len Verbänden als eine Einheit betrachtet, ist aber grundsätzlich zulässig. Dies 
muss jedenfalls solange gelten, als die Organe der Religionsgemeinschaft ei-
ne Verknüpfung nicht ablehnen, sondern sie – allenfalls stillschweigend – ak-
zeptieren, wovon hier auszugehen ist.“96 

Wer erklärt, er werde trotz Austritt weiterhin am kirchlichen Leben teilnehmen 
oder wer dies zwar nicht ausdrücklich erklärt, aber stillschweigend tut, handelt 
rechtsmissbräuchlich. Nach Art. 2 ZGB hat jedermann in der Ausübung seiner 
Rechte und in der Erfüllung seiner Pflichten nach Treu und Glauben zu han-
deln; der offenbare Missbrauch eines Rechtes findet keinen Rechtsschutz. 
Das gilt nicht nur im Verhältnis zwischen Privaten, sondern auch im Verhältnis 
des Bürgers gegenüber dem Staat97. Wer also am Leben der Kirche teilhaben 
will, hat die damit verbundenen staatskirchenrechtlichen Pflichten, namentlich 
die Kirchensteuerpflicht, zu akzeptieren. In der Formulierung des Bundesge-
richts: 

„Auch unter Gesichtspunkten des Rechtsmissbrauchs wäre nur schwer zu 
rechtfertigen, weshalb eine aus der Kirchgemeinde und der Landeskirche aus-
getretene Person weiterhin die Dienste der Kirchenorgane beanspruchen kön-
nen sollte, nachdem sie mit ihrem Austritt bewirkt hat, dass sie an diese Leis-
tungen nicht mehr beizusteuern hat“98. 
Letzteres gibt m. E. auch eine klare Grenze für diözesane Handreichungen 
zum pastoralen Umgang mit aus der Kirche ausgetretenen Personen vor. 
Zwar bezieht sich der Austritt auf die staatskirchenrechtliche Organisation und 
steht es im Ermessen der Diözesanorgane, welche kirchenrechtlichen und 
pastoralen Konsequenzen sie an die Erklärung des Austritts knüpfen wollen. 
Werden aber der ausgetretenen Person nicht bloss vereinzelte, menschlich 
vertretbare kirchliche Amtshandlungen (wie z. B. das Begräbnis) gewährt, 
sondern eine regelmässige Teilnahme am kirchlichen Leben ermöglicht, stellte 
dies aus der Sicht des staatlichen Rechts eine Duldung, ja geradezu eine För-
derung des Rechtsmissbrauchs dar. 

3.1.2 Die partielle Kirchenaustrittserklärung nach kirchlichem 
Recht 

Wer aus der staatskirchenrechtlichen Körperschaft, nicht aber aus der katholi-
schen Kirche als Ganzes austreten will, möchte damit im Wesentlichen das in 
der Deutschschweiz verbreitete Finanzierungsmodell der kirchlichen Tätigkeit 
umgehen. Wie ist ein solches Verhalten kirchenrechtlich zu würdigen? 

                                         
96  BGE 129 I 72. 
97  Art. 2 ZGB gilt als allgemeiner Rechtsgrundsatz auch im kantonalen Recht (BGE 

102 II 55). 
98  BGE 129 I 73. 
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Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass es keine abstrakte Zugehörigkeit zur 
römisch-katholischen Kirche gibt. Stets wird damit auch die Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten Teilkirche begründet. Die römisch-katholische Kirche be-
steht in und aus Teilkirchen (Lumen Gentium Art. 23 und c. 368 CIC99). Die 
Zugehörigkeit des einzelnen Katholiken konkretisiert sich deshalb in der Zu-
gehörigkeit zu einer bestimmten Teilkirche, innerhalb dieser in der Zugehörig-
keit zu einer bestimmten Pfarrei100. Eine abstrakte Zugehörigkeit zur römisch-
katholischen Kirche, ohne Einbindung in eine Teilkirche, ist kirchenrechtlich 
nicht vorgesehen. Die Angehörigen eines Bistums haben daher neben dem 
übergeordneten Recht des CIC auch das Partikularrecht ihrer Diözese zu be-
folgen. 

Ausgangspunkt ist hier c. 222 § 1 CIC, der die Gläubigen verpflichtet, für die 
Kirche Beiträge zu leisten, damit ihr die Mittel zur Verfügung stehen, die für 
den Gottesdienst, die Werke des Apostolats und der Caritas sowie für einen 
angemessenen Unterhalt ihrer Amtsträger und Bediensteten notwendig sind. 
Diese Abgabepflicht der Gläubigen korrespondiert mit dem in c. 1260 CIC ver-
ankerten Recht der Kirche, von den Gläubigen das zu fordern, was für ihre 
Zwecke notwendig ist. Dabei stehen zwei Formen im Vordergrund: 

• Die von der Kirche erbetene Unterstützung gemäss c. 1262 CIC, die sei-
tens des Gebenden auf Freiwilligkeit beruht. 

• Die vom Diözesanbischof auferlegte Steuer gemäss c. 1263 CIC, also eine 
voraussetzungslos geschuldete Zwangsabgabe. 

Im Rahmen der katholischen Weltkirche ist die erste Form der Kirchenfinan-
zierung die Regel, die zweite Form hingegen die Ausnahme101. C. 1263 CIC 
knüpft denn auch klare Bedingungen an die Auferlegung von Kirchensteuern. 
Natürliche Personen dürfen vom Bischof nur besteuert werden: 

• Bei Vorliegen eines „grossen Notstandes“, 

• im Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit des Besteuerten, 

• nach Anhörung des Diözesanvermögensverwaltungsrates und des Pries-
terrates. 

Bei der Schlussredaktion des CIC im Jahr 1982 ist dieser Formulierung in 
c. 1263 CIC auf Betreiben der Deutschen und der Österreichischen Bischofs-
konferenz allerdings angefügt worden, das an die genannten Bedingungen 
geknüpfte Besteuerungsrecht des Bischofs gelte „unbeschadet der partikula-
ren Gesetze und Gewohnheiten, die ihm weitergehende Rechte einräumen“. 
Diese sog. clausula teutonica am Schluss des c. 1263 CIC stellt so die kir-

                                         
99  Lumen Gentium, Art. 23, 1, in: LThK, 2. Aufl., S. 231. Teilkirchen bilden Diöze-

sen, aber u. a. auch Gebietsprälaturen und Gebietsabteien (siehe c. 368 CIC). 
100  KRÄMER, S. 204. 
101  HOLLERBACH, S. 1080. 
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chenrechtliche Grundlage für jene staatskirchenrechtlichen Kirchensteuersys-
teme dar, welche im betreffenden Land die Kirchensteuer nicht als eine an 
strenge Voraussetzungen gebundene Ausnahme, sondern als die übliche 
Form der Kirchenfinanzierung vorsehen102. Gemeint sind hier namentlich die 
Kirchensteuersysteme Deutschlands, Österreichs und der Schweiz. Diese 
sind auf diese Weise nicht nur staatskirchenrechtlich, sondern auch kirchen-
rechtlich legitimiert. Partikularkirchen, die sich auf diese Weise finanzieren, 
„brauchen gewissermassen kein schlechtes Gewissen zu haben“103. 

In der Schweiz gewährt der Diözesanbischof104, wie in Kap. 1.3 ausgeführt, 
ausdrücklich oder konkludent seine Zustimmung zum entsprechenden kanto-
nalen Kirchensteuerrecht105. Auf diese Weise kommt es gewissermassen zur 
Verschränkung von kantonalem und kirchlichem Recht. Treffenderweise wird 
denn auch z. B. das staatskirchenrechtliche Finanzierungsmodell des Kantons 
Zürich als Partikularrecht der Diözese Chur für den Kanton Zürich bezeich-
net106. 

Wer damit eine partielle Kirchenaustrittserklärung abgibt, verstösst gegen die 
in c. 222 CIC verankerte Pflicht zur materiellen Unterstützung der Kirche. Dass 
er allenfalls behauptet, ersatzweise der Kirche Spenden zukommen zu lassen, 
entschuldigt nicht. Er bleibt nicht nur nach staatlichem, sondern auch nach 
kirchlichem Recht ein unrechtmässiger „Trittbrettfahrer“. Das Finanzierungs-
modell mittels kantonaler Kirchensteuern ist heute nun einmal die in der 
Deutschschweiz verbreitete Hauptquelle der Finanzierung kirchlicher Tätigkeit. 

                                         
102  Vgl. HOLLERBACH, S. 1080; SCHULZ, Münsterischer Kommentar, N. 6 zu c. 1263; 

MARRÉ, S. 1115. 
103  HOLLERBACH, S. 1081. 
104  Für das Gebiet der Schweiz hat die Schweizerische Bischofskonferenz  im Jahr 

1985 die Zuständigkeit der einzelnen Diözesanbischöfe zum Erlass von Normen 
zu dieser Frage bestätigt, vgl. Art. 11 der Partikularnormen der Schweizerischen 
Bischofskonferenz zum neuen Kirchenrecht vom 3.07.1985. Genau genommen 
bezieht sich die Delegation an den einzelnen Bischof allerdings auf c. 1262 CIC: 
„Unbeschadet der bereits bestehenden Richtlinien und der schon unternomme-
nen Anstrengungen zu einer grösseren Solidarität, beschliesst die Schweizeri-
sche Bischofskonferenz, dass jeder Diözesanbischof zuständig ist, die von ihm 
als notwendig erachteten Normen bezüglich der „Subsidia Ecclesia“ zu erlassen 
(Canon 1262)“, vgl. AfkKR 154, 1985, S. 544 (auch in SKZ 153, 1985, S. 472-
472). 

105  Sehr anschaulich für den Kanton Zürich im Bericht des damaligen Generalvikars 
Alfred THEOBALDI zum Anerkennungsprozess in den 50er-/60er-Jahren des letz-
ten Jahrhunderts: „Dass der Bischof sich eindeutig hinter die Kirchengesetzge-
bungskommission gestellt hatte, habe ich schon wiederholt hervorgehoben. Doch 
Bischof Christianus Caminada war am 18.01.1962 gestorben. Seine Nachfolge 
trat am 22.01.1962 Dr. Johannes Vonderach an (...). Auch von ihm wussten wir, 
dass er die Auffassung seines Vorgängers teilte“ (Theobaldi, S. 266). Die öffent-
lich-rechtliche Anerkennung ist also der Bistumsleitung nicht aufgedrängt wor-
den. 

106  Vgl. Römisch-Katholische Zentralkommission des Kantons Zürich (Hrsg.), Um-
gang mit Kirchenaustritten, Handreichung für Kirchenpflegen und für Seelsorge-
rinnen und Seelsorger im Kanton Zürich, Zürich 2002, S. 11. 
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Solange die Diözesanleitung und das Kirchenvolk dieses Modell wünscht, ist 
es für den einzelnen Katholiken verbindlich. 
Weniger klar ist hingegen, welche Sanktion auf die Verletzung dieser nicht un-
bedeutenden kirchenrechtlichen Pflicht erfolgt. Ein genau für dieses Verhalten 
vorgesehener Straftatbestand fehlt im CIC. In den Blick zu nehmen ist daher 
allenfalls c. 1371 Ziff. 2 CIC, wonach mit einer gerechten Strafe belegt werden 
kann, wer rechtmässigen Anordnungen des Ordinarius nicht nachkommt107. 
Allerdings ist eine solche Pönalisierung eher theoretischer Natur, da ja die par-
tielle Kirchenaustrittserklärung staatskirchenrechtlich unbeachtlich ist. Wer ei-
ne solche Erklärung abgibt, bleibt solange Mitglied der staatskirchenrechtli-
chen Körperschaft, als er nicht seinen definitiven Austritt erklärt. Dann aber 
treten neben den staatskirchenrechtlichen Konsequenzen die regulären, oben 
stehend beschriebenen kirchenrechtlichen Wirkungen der Austrittserklärung 
ein. 

3.2 „Innerkirchliche Mandatssteuer“? 

Der Wunsch nach einem Kirchenaustritt mag gelegentlich durch einen konkre-
ten Konflikt in der Pfarrei oder Kirchgemeinde, der man angehört, motiviert 
sein. Der Ortspfarrer hat z. B. ein Kirchenmitglied verärgert und nun möchte 
dieses ein Zeichen setzen. Sollte es in diesem Fall möglich sein, dass die 
betreffende Person statt aus Verärgerung auszutreten angibt, dass ihre Kir-
chensteuer nicht für pfarreiliche, sondern für überpfarreiliche Zwecke wie den 
Finanzausgleich zwischen den Kirchgemeinden oder die Förderung von 
überpfarreilichen Aufgaben der Diözese oder der Körperschaft verwendet 
wird? 

Es ist hier zunächst darauf hinzuweisen, dass das kantonale Recht in den 
meisten Kantonen die Kirchensteuerhoheit an die Kirchgemeinden delegiert108. 
Unabhängig davon, wer im konkreten Fall die Kirchensteuer erhebt109, dient 
diese gleich wie die Steuer der politischen Gemeinde primär der Finanzierung 
der kirchlichen Tätigkeit vor Ort, also der Aufgaben der Pfarrei. Erst in einem 
zweiten Schritt geht es um die Finanzierung anderer Aktivitäten (überpfarreili-
che und diözesane Aufgaben, Finanzausgleich). 

                                         
107  So SCHULZ, Münsterischer Kommentar, N. 7 zu c. 1263 CIC; nach REES, S. 444 

erfasst diese Strafnorm hingegen nur die Verweigerung des kanonischen Gehor-
sams durch Kleriker. 

108  Als Beispiel Art. 12 („Steuerhoheit“) des Gesetzes über die Beziehungen zwi-
schen den Kirchen und dem Staat des Kantons Freiburg vom 26.9.1990: „Die 
Pfarreien (Kirchgemeinden) können zur Erfüllung ihrer Aufgaben und ihrer finan-
ziellen Verpflichtungen Steuern erheben“. 

109  Vgl. die Zusammenstellung der Erhebungsinstanzen bei: Interkantonale Kom-
mission für Steueraufklärung, S. 9 f. 
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Zuständig für die Entscheidung über die Verwendung des Steuersubstrates ist 
meistens die Kirchgemeindeversammlung110. Teilweise ist sie dabei durch 
übergeordnetes Recht gebunden, wie z. B. durch die Kirchenordnung der kan-
tonalen Körperschaft oder durch anderes kantonales Staatskirchenrecht111. 

Es ist m. E. theoretisch denkbar, dass die Kirchgemeinde in Einzelfällen be-
schliesst, die Kirchensteuer eines Gläubigen nicht für die lokalen Bedürfnisse 
zu verwenden, sondern sie vollumfänglich der kantonalen Körperschaft für die 
überpfarreilichen Aufgaben weiterzuleiten. Ob es dazu eine Änderung des 
anwendbaren Rechts bedarf oder ob es genügt, vorhandene rechtliche Spiel-
räume auszunützen, muss von Fall zu Fall anhand einer näheren Analyse des 
geltenden kantonalen Staatskirchenrechts geprüft werden. 
Allerdings ist Folgendes zu bedenken: Werden Lösungen ins Auge gefasst, 
die für mehr als für seltene Einzelfälle gedacht sind, wird damit das Prinzip der 
Territorialgemeinde im Staatskirchenrecht aufgeweicht. Hätte das einzelne 
Kirchenmitglied im Sinne einer Art innerkirchlichen Mandatssteuer die Mög-
lichkeit, den Verwendungszweck seiner Kirchensteuern selbst zu bestimmen 
und anders als für die Belange seiner Wohnortspfarrei zuzuwenden, könnte 
dies in der Summierung der Fälle die Erfüllung der Aufgaben der Ortspfarreien 
erschweren. Eine Pfarrei, die etwa mit einem unpopulären Pfar-
rer/Gemeindeleiter oder einem unglücklich agierenden Kirchgemeinderat aus-
gestattet ist, sähe bald ihr Finanzsubstrat schwinden. Die Ortskirchen würden 
damit einer Art Konkurrenzkampf untereinander ausgesetzt. Das würde zwei-
fellos zu Ärger und Unfrieden in den Ortskirchen führen112. Von daher ist m. E. 
grosse Vorsicht geboten, wenn man nach mehr als blossen Einzelfalllösungen 
sucht. 

3.3 „Stiller Kirchenaustritt“ 

Aufgrund des kantonalen Rechts sind in fast allen Kantonen der Schweiz die 
Einwohnergemeinden verpflichtet, die Zugehörigkeit ihrer Einwohner zu einer 
öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaft zu erfassen113. Diese 
Erfassung dient als Basis für die administrativen Hilfen, die die Gemeinden 
den anerkannten Religionsgemeinschaften gemäss dem kantonalen Staats-
kirchenrecht zukommen lassen. Dazu gehört u. a. die Erhebung der Kirchen-

                                         
110  Vgl. EBD., S. 6 (mit den Ausnahmen in den Kantonen TI, GE, BS, NE, VS, GR 

und VD). 
111  Als Beispiel Art. 37 („Beiträge der Kirchgemeinden“) der Kirchenordnung der rö-

misch-katholischen Körperschaft des Kantons Zürich vom 28.11.1982: „Die Sy-
node setzt die Höhe der Beiträge der Kirchgemeinden an die Zentralkasse in 
Prozenten der einfachen Staatssteuer auf drei Jahre fest“. Diese Beiträge dienen 
u. a. dem Finanzausgleich (Art. 38). 

112  Die Bedenken, die man generell gegen eine Mandatssteuer haben muss (vgl. 
dazu TANNER, S. 374 ff.) gelten auch hier. 

113  Siehe die Beispiele und die Nuancen in PAHUD DE MORTANGES, Gutachten, S. 3 ff. 
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steuer, aber auch die Weiterleitung der Daten an die Religionsgemeinschaften 
selber. Konkret wird die Religionszugehörigkeit der Bürger bei Zuzug in eine 
Gemeinde erfasst114. Auf der Einwohnerkontrolle ist zusammen mit anderen 
Daten auch die Zugehörigkeit zu einer anerkannten Religionsgemeinschaft 
anzugeben. Wenn man sich in diesem Moment nicht über seine Zugehörigkeit 
erklärt, sondern das entsprechende Feld leer lässt, gilt man als konfessions- 
bzw. religionslos. Eine Belegung mit Kirchensteuern unterbleibt, ebenso eine 
Meldung an die religiösen Organe. Dies gilt auch dann, wenn die betreffende 
Person vor ihrem Wohnortswechsel einer öffentlich-rechtlich anerkannten Re-
ligionsgemeinschaft angehörte. Die in der bisherigen Wohnortsgemeinde er-
hobenen Daten werden gemäss geltender Praxis nicht an die neue Wohnorts-
gemeinde weitergeleitet115. Es besteht damit also eine Möglichkeit, sich in un-
auffälliger Weise seiner bisherigen Kirchenmitgliedschaft zu „entledigen“. Oh-
ne dass man sich je ausdrücklich diesbezüglich hätte erklären müssen, verliert 
man seine kirchliche Mitgliedschaft. Von dieser Möglichkeit wird in der Praxis 
nicht selten Gebrauch gemacht. Zwar hat ein solcher „stiller Kirchenaustritt“ 
zunächst nur Wirkung gegenüber dem Staat, doch verliert faktisch auch die 
Kirche selber ein Mitglied, da dessen Zuzug seitens der kommunalen Einwoh-
nerkontrolle der Kirchgemeinde am neuen Wohnort nicht mehr gemeldet wer-
den kann. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist der Entwurf für ein Bundesgesetz über die 
Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregis-
ter in der Vernehmlassung. Das Gesetz bezweckt u. a. die Harmonisierung 
der Register von Kantonen und Gemeinden zu statistischen und administrati-
ven Zwecken. Um die Register in Zukunft effizienter zu nutzen, will der Ent-
wurf die Kantone dazu verpflichten, die Einwohnerregister nach einheitlichen 
Kriterien zu führen. Ebenso sollen sie verpflichtet werden, untereinander ein 
funktionierendes Melde- und Mutationswesen einzurichten. Art. 9 des Entwur-
fes sieht vor, dass bei Weg- und Zuzug von Einwohnerinnen und Einwohnern 
ein (in Art. 6 des Entwurfes definierter) Rumpfsatz von Daten zwischen den 
Einwohnerregistern der Gemeinden auszutauschen sind. Würde die Zugehö-
rigkeit zu einer anerkannten Religionszugehörigkeit auch zu diesen gemelde-
ten Daten gehören, wäre ein „stiller Kirchenaustritt“ durch Wohnsitzwechsel 
nicht mehr möglich. 

Gemäss Art. 6 des Entwurfes gehört indessen die Zugehörigkeit zu einer an-
erkannten Religionsgemeinschaft nicht zu den von den Einwohnerkontrollen 
verpflichtend zu erfassenden und weiterzuleitenden Daten. Vielmehr gilt diese 
als ein Merkmal, das gemäss Art. 7 des Entwurfes von den Einwohnerregis-
tern freiwillig erfasst werden kann. Das ist wenig befriedigend. Nicht nur die 
Kirchen, auch der Staat ist aus verschiedenen Gründen auf eine Erfassung 
der Religionszugehörigkeit der Bürger angewiesen116. Richtigerweise hat daher 

                                         
114  Die Konfession der Kinder wird bei der Geburt erfasst. 
115  Entwurf Personenregistergesetz, S. 8. 
116  Siehe im Einzelnen PAHUD DE MORTANGES, Gutachten, S. 10 ff.; DERS., Religi-

onszugehörigkeit - bloss Privatsache?, NZZ vom 31.03.2003, S. 11. 
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die Römisch-Katholische Zentralkonferenz zusammen mit dem Schweizeri-
schen Evangelischen Kirchenbund, der Christkatholischen Kirche und dem 
Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund eine Vernehmlassungsantwort 
eingereicht, mit der sie die zwingende Erfassung der Zugehörigkeit zu einer 
anerkannten Religionsgemeinschaft fordert. Wird diese Forderung bei der 
Überarbeitung des Gesetzesentwurfes berücksichtigt, wird damit ein wirksa-
mes Mittel gegen den „stillen Kirchenaustritt“ geschaffen117. Andernfalls bleibt 
nur, auf eine entsprechende Nachbesserung der kantonalen Gesetzesgrund-
lagen hinzuwirken oder ein eigenes, kircheninternes Meldesystem aufzubau-
en. 

                                         
117  Wobei im Einzelnen für verschiedene praktische Fragen noch eine Lösung ge-

funden werden müsste. 
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Zusammenfassung 

Die vorliegende Studie zeigt im Sinne einer Auslegeordnung die staatsrechtli-
chen und kirchenrechtlichen Konsequenzen der Erklärung des Austritts aus 
der römisch-katholischen Kirche auf. Sie diskutiert verschiedene aktuelle Fra-
gen und führt diese, wo möglich, einer Antwort zu. 

Damit die Tragweite der Austrittserklärung deutlich wird, wird zunächst die Art 
und Weise der Mitgliedschaft in der Kirche dargestellt. Dabei wird zunächst die 
theologische Grundlage erörtert, die beim Sakrament der Taufe ansetzt. Die 
Taufe ist sowohl Eingliederung in Christus (Kapitel 1.1.1) wie Eingliederung in 
die Kirche (1.1.2). Das bedeutet: 

• Die christologische Versiegelung und Prägung und damit auch das Heils-
versprechen Gottes sind unverlierbar, dies auch dann, wenn die Zugehö-
rigkeit zur Kirche durch Unglauben und Spaltung aufgehoben wird.  

• Die Taufe wird nie gleichsam abstrakt und freischwebend gespendet, son-
dern begründet stets eine Zugehörigkeit zu einer konkreten Kirche. 

Das kanonische Recht des CIC/1983 konkretisiert die in c. 96 definierte Mit-
gliedschaft in der Kirche in der Form einer Reihe von Rechten und Pflichten, 
wobei im vorliegenden Kontext besonders die Pflicht zur Wahrung der Ge-
meinschaft mit der Kirche (c. 209 § 1 CIC) und die Pflicht zur Leistung eines 
materiellen Beitrages für die Erfordernisse der Kirche (c. 222 § 1 CIC) von Be-
deutung sind (1.2). 

Das staatliche Recht verweist für die Mitgliedschaft in einer kantonalen staats-
kirchenrechtlichen Körperschaft zunächst auf diese innerkirchliche Regelung. 
Verlangt wird daneben der Wohnsitz im entsprechenden Gebiet sowie das 
Nichtvorliegen einer Austrittserklärung. Letzteres ist eine Konsequenz der in 
Art. 15 Abs. 4 BV verankerten Religionsfreiheit. Hier tut sich eine Spannung 
auf zwischen der von der Irreversibilität des Taufsakraments ausgehenden 
theologischen Mitgliedschaftskonzeption der Kirche und der stets bis auf Wi-
derruf geltenden Mitgliedschaft nach staatlichem Recht. Diese konzeptionelle 
Disharmonie kann nicht mit rechtlichen Mitteln, sondern nur mit pastoralen 
Einzelfalllösungen gemildert werden (1.3). 

Das Bundesgericht hat für die Voraussetzungen, die an der Erklärung des 
Austritts nach staatlichem Recht geknüpft werden dürfen, gewisse Rahmenre-
geln entwickelt. Diese führen zu Verhaltensrichtlinien für Kirchgemeinderäte, 
die mit einem Austrittsgesuch konfrontiert werden (2.1.2). 

Die vom staatlichen Recht vorgesehenen Wirkungen der Austrittserklärung 
beziehen und beschränken sich stets nur auf die kantonale kirchliche Körper-
schaft und auf die Kirchgemeinde. Dies bedeutet hingegen nicht, dass sie 
gemäss Kirchenrecht innerkirchlich folgenlos bliebe. Mit der Austrittserklärung 
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stellt man sich ausserhalb der sichtbaren communio. Das Kirchenrecht voll-
zieht das nach, indem es die „tätigen“ Mitgliedschaftsrechte des Ausgetrete-
nen für aufgehoben erklärt. Dies wird (in 2.2) erörtert für: 

• die kirchlichen Aktivrechte, 

• das Strafrecht, 

• das kirchliche Eherecht, 

• die Taufe der eigenen Kindern, 

• das kirchliche Begräbnis. 

Im Strafrecht, aber auch im Ehe- und Begräbnisrecht hängen die pastoralen 
Konsequenzen entscheidend von der zugrunde liegenden (partikular-) rechtli-
chen Bewertung der Austrittserklärung ab. Hier sind aus Gründen der Rechts-
sicherheit, aber auch zur Unterstützung der Seelsorger vor Ort m. E. vermehrt 
partikularrechtliche Klarstellungen seitens der Diözesanleitung wünschbar. 

Wegen der konzeptionellen Einheit des Eintritts in, wie des Austritts aus einer 
kantonalen kirchlichen Körperschaft ist die Erklärung des partiellen Austritts 
unbeachtlich. Dies hat das Bundesgericht in einem neueren Entscheid bestä-
tigt. Bis zur Abgabe einer regulären Austrittserklärung bleibt die betreffende 
Person Mitglied der kantonalkirchlichen Körperschaft (3.1.1). Dafür besteht 
nicht nur eine staatsrechtliche, sondern auch eine kirchenrechtliche Rechtfer-
tigung. Der einzelne Gläubige hat nach c. 222 § 1 CIC die Kirche materiell zu 
unterstützen. Dabei steht es nicht in seinem Belieben, die Form der Kirchenfi-
nanzierung festzulegen, sondern er hat sich gemäss c. 1263 CIC nach der 
diesbezüglichen partikularrechtlichen Anordnung zu richten. In der Schweiz 
besteht ein unter Mitwirkung der Diözesanbehörden entstandenes System der 
Kirchenfinanzierung mittels kantonaler Kirchensteuern (3.1.2), welches für den 
einzelnen Gläubigen damit verbindlich ist. 

Von der Möglichkeit des Steuerpflichtigen, die kircheninterne Verwendung sei-
ner Kirchensteuern selbst zu bestimmen, wird angesichts absehbarer Finan-
zierungsprobleme der Kirchgemeinden tendenziell abgeraten (3.2). 

Mit dem Entwurf für ein Personenregistergesetz tut sich gegenwärtig eine für 
die Kirche interessante Möglichkeit auf, dem „stillen Kirchenaustritt“ bei Wohn-
sitzwechsel zu begegnen. Das setzt freilich voraus, dass die Zugehörigkeit zu 
einer anerkannten Religionsgemeinschaft im Gesetz als Merkmal definiert 
wird, welches die Einwohnerkontrollen zwingend zu erheben und weiterzulei-
ten haben (3.3). 


